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Der Kampf gegen den Hunger
und die Rolle der Gewerkschaften

Dic vergangene Woche steht in dem Zeiclicn des wachsen­
den Abwehrwillens der Betriehsarbeiter. In Deutschland sind 
eine ganze Reihe von Betrieben in den Abwehrstreik ge­
treten. trotzdem die Gewerkschaftsführer Jen Arbeitern var­
reden wollen, daU in ..Zeiten der Krise Streiks zwecklos sind".

So sind anläßlich der Abwehr gegen die Auswirkungen 
der letzten Papcn-Notverordnune in Berlin die Betriebe Spinn­
stof fahrik Zehlendorf, Daimler, Montania. Hauhütte Buckow, 
bei Luchterland und Freytag. Likörmayer, Orotcrjahn und 
Hortensen in einen „befristeten Proteststreik“ eingetreten. 
Außerdem fanden in den Betrieben Fromrns Akt. Löwen-Böh- 
misch, Gaswerk Lichtenberg. Schultheiß Spandau, eine Reihe 
Müllabfuhr-Depots. Abteilungen der AEG-Turbine unJ des Vieh- 
und Schlachtliots „Protestversammlungen“ statt.

Bei Stock in Marienfelde bei Berlin trat der Maschinen- 
bau und die Spezialbohrerfabrik in passive Resistenz. Die 
Direktion zog den Lohnabbau noch während der Streikabstim­
mung zurück. So könnte die Liste der Streik-Betriebe ver­
längert werden, leider macht dies der Raummangel unmöglich.

Aber nicht ihlt in Berlin, sondern auch im Reich verstärkt 
sich der Wille des Kampfes der Arbeiter von Tag -zu l ag. So 
in Sachsen die Textil-Arbeiter, wo der Lohnabbau erfolgreich 
abgewehrt wurde.

In Weißenfels streikten HMKi Schuhmacher. Trotzdem d e 
Unternehmer mit einer einstweiligen Verfügung des Amts­
gerichts arbeiteten, wurde der Streik geschlossen fortgesetzt. 
Ein Unternehmer hat den Lohnabbau zurückgenommen.

Auch an der Wasserkante stehen die Arbeiter im Streik. 
So in der Papierfabrik Puchs-Hamburg. Asphaltwerk Hamburg- 
Hamni. Jute-Fabrik Billstedt. Lederwerk Hallenstein u. Co.

Bei einzelnen Betrieben genügte die Streikandrohung, um 
den Lohnabbau zurückzunehmen.

Kin typiseihes Streikbild lieferte der Streik beim Scherl- 
verlag. Berlin. Hier streikten die Packer und das Hilfsperso­
nal. Während sich die Drucker dieser Bewegung anschlossen 
und dic Buchbinder folgten, blieben die Maschinensetzer an 
der Arbeit. Dadurch war es möglich, die Zeitung in einem 
anderen Betrieb drucken zu lassen. Auch die Botenfrauen 
schlossen sich dieser Bewegung nicht an.

Am !. Oktober streikten aiic.lt die Möbeltransportarbeiter, 
so daß es in verschiedenen Berliner Stadtfeilen zwischen den 
Streikenden, mit denen sich viele Erwerbslose solidarisch er­
klärten und den Streikbrechern zu Reibereien kam.

Die Rolle der Gewerkschaften
In Deutschland wird von Seiten der Kapitalisten die Not 

verordnet Die Arbeiterklasse hat auf diese Verordnungen we­
nig oder gar nicht reagiert. Sie hat bei allen diesen Dingen, 
die sich in der letzten Zeit ereigneten, vom Ministersturz Seve­
rings bis zum letzten Buchstaben de: Notverordnung vom
4. September, abwartend bei Seite gestanden und auf das Ein­
greifen Wirer großen ..Massen-Organisationen“ geliofft. Das 
ist alles vergebens gewesen. Mit unerbittlicher Energie geht 
die Bourgeoisie dazu über, auch das letzte Stückchen Brot noch 
zu teilen, damit die ..erwerbslosen Brüder“ , auf Kosten der 
roch Arbeitenden „satt“ gemacht werden können. Daß dies 
nicht so ohne weiteres gelingt, und daß in der deutschen Ar­
beiterklasse noch nicht alles proletarische Solidaritütsgeiülil 
vor die Hunde gegangen ist. beweisen die einzelnen Streiks, die 
in der letzten Woche in Deutschland ausbrachen.

Zur Verschärfung dieser Aktionen ist es notwendig, daß diese 
Streiks nicht in dem Abwehr-Rahmen- in dem sie augenblick­
lich stecken, versanden, sondern sie müssen über diesen Käh­
men hinausgetrieben werden.

Daß die Bourgeoisie diese von der Arbeiterklasse zu be­
werkstelligende Verschärfung nicht so sang- und klanglos hin­
nehmen wird, zeigt der Streik der Wcißenfclser Schuh-Industrie. 
Hier ist dic herrschende Klasse dazu überleg.in-ien. mit H-ife 
der Justiz diese Verschärfung abznvvnirgen. Wie immer in sol­
chen Fällen finden sich auch die Helfershelfer der Bourgeoisie 
ein. Tn tzdem sie vor einigen Wochen v o m  Seiten dieser Not­
verordnungs-Regierung einen anständigen Tritt in den Hintern 
bekommen haben, sitzen die Vertreter der (lewerkschaften mit 
der Regierung am Verhandlungstisch und beraten darüber, wie 
man diese Streikwelle aui Kosten der Arbeiter und Arbeits- 
losen beilegen kann, um den Her cn von Schlot und Korn zu 
ihrem ..Recht“  zu verhelfen.

Wie ernst die Regierung diese Streiks auffaßt, das geht 
aus einer Rede des Arbeitsmir.isters Schaffers hervor. Nachdem

Notiz der Woche
W as udit im Fernen Osten v o r?

Di. Presse meldet, bestätigt durch S o w je t  russische Mel­
dungen. den Abschluß eines großen Oellieferungvertrages 
zwischen der Sowjetunion und Japan. Gleichzeitig wurden 
Verhandlungen angebahnt zwischen Japan und Rußland über 
die Anerkennung des neuen Mandschustaates und die Aufteilung 
der russisch-japanischen Einflußsphären in der Mandschurei. 
Mitte September wurde außerdem zwischen Japan und Rußland 
ein Fischereiabkommen abgeschlossen, daß die nördlichen 
Fischgründe gleichmäßig auf teilt.

Der erfolgreiche Abschluß dieser Verhandlungen gibt dem 
japanischen Imperialismus freien Spielraum im Fernen Osten. 
Die russischen Oellieferungen gehen restlos an die japanische 
Kriegsflotte und machen sie unabhängig vom amerikanischen 
Kapital, was bisher Gellieferant für Japan war.

Gleichzeitig wird gemeldet, daß die Unterzeichnung des 
russisch-französischen Nichtangriffspaktes nahe bevorsteht. Be­
kanntlich wurde schon im vorigen Jahr der paragraphierte Ver­
trag 'eröifentlicht. Im Zusammenhang damit wurde ebenfalls 
ein russisch-französisches Gelabkommen abgeschlossen, was 
Rußland zum ersten Oellieferanten Frankreichs macht.

D e russisch-rumänischen Nichtangriffspaktverhandlungen 
werden vorbereitet, alle Schwierigkeiten in der beßarabischen 
Frage siitJ so gut wie beigelegt.

Von einer Antisowjetfront ist in diesen Meldungen wenig 
zu merken. Aus diesem Grunde müssen die Meldungen aus 
dem Fernen Osten von der Arbeiterschaft genau verfolgt wer­
den. \\ ir werden in der nächsten Nummer näher auf diese 
Dinge zurückkommen.

Streik der holländischen Seeleute ..siegreich*1 beendet.
(INO.) Der Streik der holländischen Seeleute endete mit 

einem Scheinsieg. D e Taktik der Gewerkschaften des Berufs- 
gruppenkainpies. obwohl sämtliche Löhne imd die Unterstützun­
gen angtgriifen sind, konnte den gewünschten Erfolg nic't er­

sieh der Herr „Arbeitslosen-Minister“  gegen die Meldungen 
der Streiks wehrt und der Presse die Anweisung gibt, diese 
Meldungen abzudämpfen, erinnert er die Gewerkschafter, an 
ihre Aufgabe, indem er sagt:

,.Es scheint mir zunächst Aufgabe der Gewerkschaften zu 
sein, die Streikmeldungen aui ihren wahren Sachverhalt zu 
prüfen und dann sofort das zu veranlassen, was die tarifvertrag­
liehe Friedenspilicht von ihnen verlangt. Denn es ist ganz 
zweifellos, daß die Zahlung des vom Arbeitgeber auf Grund 
der Verordnung gekürzten Lohnbetrages als eine volle Er­
füllung der tariflichen Verpflichtungen anzusehen ist. Auf die 
unmittelbaren Folgen der Verletzung der Friedenspflicht hinzu­
weisen erübrigt sieh: jede Gewerkschaft und jeder Arbeiter 
weiß das; wie es scheint, sehen aber manche noch nicht 
ein. daß wenn die Friedenspilicht verneint oder hartnäckig 
verletzt wird der Begriff des Tarifvertrages gefährdet und 
die Stellung der Gewerkschaften erschüttert wird. — Fiir den 
Winter hat die Reichsregierung: die Erhöhung der Arbeitslosen­
unterstützung ins Auge gefaßt, weil sie davon ausgeht, daß auf 
(irun'i des Wirtschaftsplanes die Arbeltslosenzlfier sinkt (???  
die Red.). Es kommt jetzt zum guten Teil auf die Haltung der 
Gewerkschaften und der Arbeiter an. oh diese natürliche Vor­
aussetzung eintreten kann. Aui alle Fälle hält die Reichsre­
gierung an ihrem Wirtschaftsplan und an der Verordnung fest."

Nach allen Erfahrungen, dio die Arbeiter mit ihren 
sogenannten ..Massen-Organisationen“ ^emacht-haben, können 
sie sicher sein, daß sic die Interessen der herrschenden Klasse 
wahren werden. Sie werden- anstatt die jetzt öfter aus- 
breclienden Kämpfe vorwärts zu treiben und zu verbreiten, sie 
lokalisieren. Sie werden auf ihr ..Verantwortungsgefühl“ gegen­
über der ..deutschen Wirtschaft“ pochen, wenn dic Beleg­
schaften von ihnen die Sanktionierung irgendwelcher Kämpfe 
verlangen. Welche Rolle ihnen dic Regierung zugedacht hat. 
das geht aus dem Jahresplan der Regierung hervor, in dem 
es heißt:

..Während der Wintermonate soll sich die Ankurbelung (?) 
der Wirtschaft auswirken (wer lacht da?) von der der Reichs­
kanzler in seinen Erklärungen die Einstellung von mindestens 
1 Vt Millionen Arbeitsloser erwartet. Fiir die jugendlichen Ar­
beitslosen werden in dieser Zeit die Pläne für <l«n Aushau des 
Arbeitsdienstes aufgestellt werden. Damit berührt man schon 
einen weiteren überaus wichtigen Punkt in dem Regierungs­
programm: „die Einschaltung der Gewerkschaften in die sozial­
politische Arbeit. Die Gewerkschaften sollen bei der Orga­
nisation des Arbeitsdienstes mitwirken. damit von vornherein 
das jetzt bestehende Mißtrauen zerstört werden kann. Die 
Voraussetzung dafür und für weitere Aufgaben der Gewerk­
schaften. die jetzt noch der Staat ausübt. wäre das Verschw in­
den gewisser Konkurrenzne'gungen unter den einzelnen Ge- 
w erkschaft&riclitungen und ein ausgesprochen berufsständischer 
an Stelle des jetzigen politischen (?) Aufbaues der Gewerk­
schaftsorganisationen. I nter solchen Voraussetzungen könnten 
die Gewerkschaften amtliche Aufgaben sowohl in der Arbeits­
dienstorganisation wie bei der Regulierung und Verwaltung der 
Soziallelstungen erhalten, so daß ein jetzt auf das Gebiet der 
Tarifpolitik beschränkter Aufgahenkreis eine Aenderung er­
fahren vv iirde. Zugleich könnten sie damit den l nterbau fiir 
ein herufsständisches Wirtschaftsparlament an Stelle des jetzi­
gen Rt iehsw irtschaftsrates abgeben,“

Wenn die Bonzen dieser oben zitiertan Organisationen 
augenblicklich gegen diese Aufgabcjierteilung durch Herrn 
Papen Zeter und Mord io schreien, so wissen wir. daß sie auf 
dem Sprunge stehen, den, ..Retter“ für Jen untergehenden Ka­
pitalismus zu spielen. Und die ihnen oben zugedachte Rolle 
liegt ganz auf der Linie ihrer Entwicklung.

Wenn aber die Arbeiter in Deutschland auf diese Organi­
sationen hoffen, so können sie diese Hoffnungen schon iet/.t 
ruhig begraben.

Die Arbeiter können die Aufgaben, die von der Geschichte 
gestellt worden, nur lösen, indem sie seihst ihre Kämpfe orga­
nisieren und durchführen. Die St eiks, die atigenb 
finden, sind erste (kihversuche des Riesenkindes Proletariat. 
Das Kind muß zum Schreiten gebracht werden, damit sein 
Schritt das Gras des Kapitalismus zertrampelt!

Nur in zusamineiigefaßten außerparlamentarischen Massen­
aktionen. den Streiks der Betriebsarbeiter, den Solidaritäts­
aktionen der Erwerbslosen, hinausstoßend über den Rahmen 
der Abvvchrkämpfe, können die Arbeiter über den Kapitalismus 
den Sieg davontragen.

zielen. Nur die ..Linke Arbeiter Opposition“ und die Gruppe 
von „Internationalen Communisten" traten iiir einen allge­
meinen Streik ein. Wenn auch ihre Propaganda diesmal nicht 
den genügenden Erfolg zeitigte, so wächst doch die Erkenntnis, 
daß in Zukunft eine andere Taktik platzgreifen muß.

Wenn auch der Streik im allgemeinen flau verlief, so ist 
doch die Haltung der Mannschaft des Dampfers ..Rotterdam“ 
beachtenswert. Der Dampfer wollte seine Reise Amerika- 
Holland unterbrechen und wieder Kurs nao'i Amerika nehmen, 
nachdem er seine Passagiere in Boulogne Frankreich ausge­
schifft hatte. Die Mannschaft forderte Holland anzusteuern und 
nachdem dies nicht geschah, taubte sie die Feuer und ver­
weigerte den Dienst. Weder Drohungen noch gute Worte oder 
sogar Bier halfen nicht, die Mannschaft blieb bei ihrem Be­
schluß. Die Regierung sandte ein Schiff mit bewaffneten Ma- 
rinesoldaten: auch dies war zwecklos, der ..Rotterdam mußte 
Holland ansteuern.

Dieser Fall zeigt, wenn auch nur als ganz kleiner Aus­
schnitt des Klassenkampfes, zu welchen Dingen das Prole­
tariat fähig ist. ohne Bonzen, ohne RGO. nur durch revolutio­
näre Einheit, dureoh Selbstaktivität der Arbeiter.

uUid naefi ïüchwötiU anqchukbctt
Der nationalkonzentrierte Rundfunk bringt jetzt fast täglich 

Meldungen über Arbeitereinstellungen auf Grund des Wir 
schaftsplans der Reichsregierung vom 4. September.

Wie ist es nun mit der W’irtschaitsbelebung? Lassen w 
einige Tatsachen sprechen:

Die Arbeitslosigkeit war am 15. September mit 5 26 1 00G 
um 38 000 höher als Ende August. Die Lage des Arbeitsmarktes 
ist aber noch viel katastrophaler, als die amtliche Statistik aus. 
weist. Das bürgerliche Institut für Konjunkturforschung ver« 
öffenlicht soeben eine Untersuchung über den Umfang dt 
„ u n s i c h t b a r e n “ Arbeitslosigkeit. Danach gab es im dritte 
Vierteljahr 1932 rund 7 160(100 Erwerbslose gegenüber 5 250 00G 
vor Jahresfrist!

Und nun weiter zur Wirtschaftsankurbelung:
B a y e r n  hat in der Zeit vom 5. bis 27. September 193 

1490 Neueinstellungen auf Grund der Notverordnung gemeldet 
Gleichzeitig gibt aber die R e i c h s b a h n  bekannt, daß vo 
den 52 000 gekündigten Arbeitern 30000 auf Zeit weiter be­
schäftigt und die übrigen 22 000 entlassen werden.

Weiter: Nach Mitteilung des Schlichters vom Bezirk 
B e r l i n  - B r a n d e n b u r g  wurden vom 5. bis 26. Septembe 
1906 Neueinstellungen auf Grund der Notverordnung vor ge 
nommen. Anderseits werden aber die Massenentlassunge 
lustig fortgesetzt. So hat die AEG Mitte September wiede 
600 Angestellten gekündigt, ebenso ist weiterer Arbeiterabba 
geplant. Die AEG-Direktion hat im letzten Jahre die Ange 
stelltenzahl von 10 600 auf 6000 verringert, und die Arbeiter 
belegschaft von 17 600 auf 9000.

Die G r o ß b a n k e n e n t l a s s e n  gleichfalls. Die Deutsch« 
Bank- und Disconto-Gesellschaft hat den Abbau von 200 Ange 
stellten angekündigt. Auch die Commerzbank will 100 Ang«. 
stellte in der Zentrale entlassen und etwa 60 in den Berlin« 
Depositenkassen.

Die Neueinstellungen sind außerdem größtenteils gar mch 
eine Auswirkung des Wirtschaftsplans der Regierung. Es hau 
delt sich meistens um S a i s o n f i r m e n ,  die in jedem Herbs 
für das Weihnachtsgeschäft Arbeiter einstellen, wie z. B. Texti 
gewerbe und Genußmittelindustrie.

Ein weiteres Prunkstück der Wirtschaftsbelebung ist da 
neue A g r a r p r o g r a m m .  Hier soll durch Kontingentieruni 
die Einfuhr folgender Produkte vermindert werden: Schlach 
rinder. Speck, Schmalz, Butter. Käse, Kohl. Tomaten. Zwlebels 
Erbsen, Gerste, wichtige Obstsorten und Holz. Das wird e 
Steigen der landwirtschaftlichen Inlandspreise sowie einen Bt 
schäftigmigsriickgang in der Transportindustrie zur Fol« 
haben. Noch wichtiger aber ist die außenpolitische Wirkum 
Denn die von der Kontingentierung betroffenen Länder — Süd 
afrika, Italien, Holland, Dänemark und Rußland — werden n 
natürlich ihrerseits dic Einfuhr deutscher Industriewaren be> 
schränken. Deutschlands Fertigwarenausfuhr, von der 8
9 Millionen leben, wird dadurch einen empfindlichen Schlaj 
erhalten. So wird die Durchführung des deutschen Agrarpro 
gramms eine krisenverschärfende E x p o r t d r o s s o j u n i  
bringen. —

Diese Tatsachen illustrieren deutlich, w ie die kapitalistisch! 
Wirtschaft nach — rückwärts angekurbelt wird, so daß de 
Karren immer tiefer in den Dreck gerät!

% ite m  jtkcM fylab
klaut SUitunphcpic

Nach Lenin soll die Lüge eines der Kampfmittel dvr Bol­
schewisten sein. Dagegen haben wir im Prinzip nichts emzu- 
wenden. solange der Klassengegner beschwindelt wird und 
nicht die Proleten. Neuerdings jedoch hat sich die KPI> auch 
noch auis Klauen verlegt. Im bürgerlichen „Rechtsstaat bringt 
das. je nach dem Grad der Handlung. Geiängnis oder Zuchthaus 
ein: im sogenannten ..Vaterland der Arbeiter" wird man oft­
mals deshalb erschossen. Die KPD-Leitung kann zufrieden 
sein, daß wir noch im bürgerlichen ..Rechtsstaat" leben, und 
daß die Unionisten es in bestimmten Fällen abiehnen, diesen 
..Rechtsstaat" in Anspruch zu nehmen.

Die KPD hat nämlich den Kopf des ..Kampfruf“ geklaut! 
Nicht etwa den Namen — nein, sie gibt seit kurzem eine Zei­
tung für alle Unterstützungsempfänger heraus und verwendet 
dabei iast denselben Zeitungskopf, wie ihn der ..Kampiruf“ noch 
vor einigen Monaten trug.

So sieht die Ankurbelung der W irtschaft aus!
Von der BO-Feibisch A.-G., Teppichfabrik. Berlin-Trepto» 

wird uns berichtet, daß die Firma eine ganze Abteilung auflös: 
Bisher kommen 15 Arbeiter zur Entlassung. Die Feibisch A.-fJ 
läßt die Belegschaft schon seit Jahren nur drei Tage arbeit 
und liefern die neuerlichen Entlassungen eine treffende lllustr 
tioit zu Papens Ankurbelungsbestrebungen.

Parlamentarismus und K PD  
Arbeitsdienst droht!
Aufgaben der KAU 
W as  geht i. d. Sowjetunion vo r? 
Linkswendung der 2. Internat. 
Aus der Praxis der Einheits­
frontbewegung
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So sah unser Zeitungskopf aus:

DER KAMPFRUF
Und so hat ihn die KPD umgeändert für ihre Wald- 

Wiese nagitation:

DER KAMPFRUF
Nun Klassengenossen bildet euer Urteil selbst! Wir hängt̂  

diese schmierige Klauerei hiermit entsprechend niedriger.

Litwinow der Friedensengel
Wir hatten schon des öfteren Gelegenheit, die sonderbar 

Rolle der Sowjetdelegation bei der Abrüstungskomödie zu b« 
wundern. Es zeigte sich nämlich, daß der Herr Litwinow a. 
Schrittmacher der deutschen Aufrüstungspläne in ErscheinuB 
trat, indem er die militärische Gleichberechtigung Deutschland 
forderte.

Wie war es doch, die KPD-Presse erklärt doch imr.er 
daß Deutschland in der Antisowjetfront steht und nun mit eind 
mai fordert Litwinow die Gleichberechtigung Deutschlands 
Da stimmt doch etwas nicht.

„Klassenkampfmethoden'4 der KPL>
Wie im ganzen Reich, so veranstalten die .rrr-Parie 

kommunisten“ auch in Bochum sogenannte ..Volksfeste" » 
Grünen. Durch wochenlange Propaganda für derartige „revc 
lutionäre“ Notwendigkeiten werden die Besucher insbesonde: 
zum Kauf von Biermarken aufgefordert. Im Winter finde 
diese ..Volksfeste“ in großen Sälen statt, wo hauptsächli«: 
..revolutionäre Tänze" eingedrillt werden. So geht das se 
ca. 13 Jahren jahraus, jahrein — damit die Proieten langsai 
aber sicher daran gewöhnt werden Nebenbei vergehn s 
dadurch den Hunger und die eigene Not nebst allem Klasser 
kampi. Damit erfüllt die KPD die ihr angewiesene historisc 
Mission.

Herausgeber u. für den Inhalt .verantwortlich: F. Parlow. ßerl: 
Druckerei i- Arbeiter-Literatur, W. lszdon.it. Berlin. Lange Str.

Es geht um den Kommunismus
" M i  v i i v  i i iu m iw a  m iiÜ iS U if
Die Papenrede in München

„Was man an diesem Programm im einzelnen auch 
kritisch auszusetzen haben mag, es hat jedenfalls der 
Wirtschaft bereits jetzt, in den ersten drei Wochen 
seiner Laufzeit, eine fühlbare psychologische, mate­
rielle Entspannung gebracht. Es hat Arbeit und Brot 
geschaffen.“ (Aus der Papenrede.)

Herr von Papen hat schon wieder mal eine Rede geredet 
und zwar nach der Art der „großen Männer, die dic Geschichte 
machen“, mit viel Pathos, im übrigen aber sollen „drakonische 
Maßnahmen“ das erreichen, was nicht durch Reden erreicht 
werden kann. Und man muß schon sagen, Herr von Papen hat 
Unglück, mehr Unglück eigentlich als er verdient. Meistens 
taucht nach seinen Reden irgend ein Zaungast der Welt­
geschichte auf. der mit schrillen Tönen in das schöne Wort­
gebäude hineinpfeift. Ausgeiechnet nach den oben zitierten 
ginßartigen Worten kommen Meldungen aus dem Ruhrgebiet 
i ! er dic wirtschaftliche Lage der Ruhrstädte, die einfach mehr 
al«. katastrophal sind. In Wattenscheid werden seit zwei 
Wochen keine Wohlfahrtsunterstiitzungen mehr gezahlt! In 
Duisburg-Hamborn werden die Gehälter nur noch aui Stottern 
hc/ahlt. Iu den I I Großstädten des Ruhrgebiets leben mehr 
als ein Drittel der Einwohner von öffentlicher Fürsorge. Seit 
dem Sommer 1927 hat sich die Zahl der Wohlfahrtserwerhs- 
l<~en v e r v i c r z i g f ac h t. Bei einer Gesamteinwohnerzahl 
von etwas mehr als drei Millionen Menschen betrug das Kassen­
defizit dieser 14 Ruhrstädte iiir das Jahr 1931 weit über 2(Ml 
Millionen .Mark. Gegenüber dem Jahre 1931 hat sich aber die 
Zahl der Fürsorgeunterstützten annähernd v e r d o p p e l t .  I nd

l kann sich jeder an fünf Fingern ausrechnen, wann der 
Zeitpunkt cintritt, wo diese Ruhrstädte pleite sind und kein 
(ield mehr auszahlen können, weder an die Fürsorgeempfänger 
noch an die Angestellten.

Aber wer glaubt denn etwa, daß nur die Ruhrstädte vor
• er Pleite stehen. Wie waren denn die Erklärungen auf dem
- utsclien Städtetag. wo alle deutschen Kommunen vertreten

aren? Hat man nicht durchweg erklärt, daß al l e  Kommu- 
m vor der Pleite stehen, und hat man nicht eine großzügige 

Reichshilfe für alle Kommunen verlangt? Tatsache ist, daß 
an die Verhältnisse des Ruhrgebiets auf alle Städte über­

tragen kann. Eine momentane Hilfe konnten sich die Kom­
munen nur dadurch schaffen, daß sie die Sätze iiir die \\ ohl- 
i-ihrtsunterstützten ganz gewaltig herabsetzten. In den Pro­
vinzstädten werden Unterstützungssätze von wöchentlich 3 bis 
10 Mk. fiir Ledige und Verheiratete gezahlt. Und damit diese 
Proleten nicht rebellieren, hat man Freßkiichen geschaffen, die 
gelinde gesagt, meistens einen Saufraß für billiges (ield liefern 
und in denen sich diese Proleten beköstigen können.

Im übrigen versuchen die Gemeinden durch dic Erhöhung 
der Negersteuer ihr Defizit etwas zu decken. Eine Erhöhung 
^er Bürgersteuer um das 5— lOfache ist dabei gar keine 
Seltenheit.

In Gotha, wo ein nationalsozialistischer Oberbürgermeister
• mtievt, ist die von den Nazis so viel bekämpfte Negersteuer 
auf das zwanzigfache des Grundbetrages festgesetzt worden.

Man stelle sich diese katastrophalen Verhältnisse vor und 
itihre sich vor Augen, daß Herr von Papen in seiner Rede cr- 

rte, die Reichsregierung habe die Absicht im Laufe des W in- 
ters die Unterstützungssätze zu e r b ö h e n ,  weil im Laufe der 
nächsten Monate ein Steigen der Beschäftigungsziffer zu er­
warten sei. Formell sind ja auch bei der letzten Zahlung 
1G3 000 Erwerbslose weniger gewesen. Geht man den Dingen 
aber etwas näher auf den Grund, so enthüllt sich alles als ein 
Riesenbluff. Einmal ist es gelungen iin Laufe der letzten Wochen 
die Ziffer der im freiwilligen Arbeitsdienst Beschäftigten um 
eiwa GO 000 aui 200 000 zu erhöhen- Die Entlastung des Arbeits­
marktes ist also zu einem bestimmten Teil auf die Mehrbe­
schäftigung im Arbeitsdienst zurückzufüliren, und e'aß das e:ne

Vorwärts zum Massenkampf:
Ein neuer Wahlrummel ist angekurbelt. Zum fünften 

Mule schon sollt ihr in diesem Jahre wühlen.
I )er erst Ende Ju li gewühlte R  o i c h s t a g  ist bereits 

in seiner zweiten Sitzung wieder aufgelöst worden. E r 
hat w ar mit der riesigen Mehrheit von 512 zu 42 Stimmen 
die H u n g e r v e r o r d n u i i g  vom 4. September a u f - 
g e Ii o 1) e ii und dem Kabinett Papen das M  i ß t r a u e n 
ausgesprochen, —  aber Regierung und Reichspräsident 
pfeiien einfach auf diese Beschlüsse!

So hat der 12. September den Bankrott des Parla ­
mentarismus besiegelt mul damit auch den 

Bankrott der Demokratie!
Der Gang zum Wahllokal ist das einzige, was von 

den politischen Errungenschaften des November 18 übrig 
geblieben ist.

Nicht das „V o lk “ , nicht dic Millionenarmee der 
Besitzlosen herrscht in dieser Republik, sondern d?e 
Kapitalistenklasse, die Besitzer der W irtschaft!

Die T a t s a c h e n  beweisen es:
Hat man euch etwa gefragt, ob die Notverordnungen 

mit Hilfe des Diktaturparagraplicn 48 durchgeführt w er­
den sollen? N e i n  !

Hat man euch gefragt, als Hitlers Notverordnungs­
banditen losgelassen und Sondergerichte zu eurer Nie­
derhaltung eingesetzt wurden? Nein!

Oder hat man euch etwa gefragt, als den Industrie­
fürsten und Junkern neue Milliardengeschenke bewilligt 
und weitere Lohnsenkungen durch Papens W irtschafts­
plan verfügt wurden? Nein und nochmals nein!

Die Kapitalistenklasse diktiert 
Ausplünderung und Unterdrückung des Proletariats und 
keine „Volksvertretung“ , kein „roter W ahlsieg“  kann sie 
daran hindern! Die Ausbeutcrsippe vom Geburts- und 
Geldadel herrscht eben auch p o l i t i s c h ,  weil sie die 
w i r t s c h a f t l i c h  e Macht besitzt, —  und deshalb ist 
die bürgerliche D e m o k r a t !  o nur M  a s s e u b e t r u g ! 
Denn:

Solange die Kapitalistenklasse Herr über die P ro ­
duktionsmittel, Herr über Fabriken und Bodenschätze 
ist, solange w ird ihre Staatsgewalt auch eine parla­
mentarische Arbeitermehrheit zerbrechen!
Kein Parlamentsbcschluß w ird wie bisher auch künf­

tig jemals die Klassenlage der Arbeiterschaft grundlegend 
verbessern, solange noch die Bourgeoisie die Verfügungs­
gewalt über die Produktionsmittel besitzt und damit auch 
den staatspolitisclien Machtapparat beherrscht.

Entlastung des Arbeitsmarktes darstellt, kann höchstens nur 
ein Narr glauben. Darüber hinaus weisen die Zahlen der 
unterstützten Erwerbslosen aus, daß wieder mal einige Zehii- 
tausende aus dem Bezug jeglicher Unterstützung ausgesteuert 
worden sind. Daß diese dann auch auf die Stempelei verzichten 
ist ebenso verständlich. Weiter muß berücksichtigt werden, 
daß saisonmäßig durch das beginnende Weihnachtsgeschäft 
einige Neueinstellungen erfolgen und der traurige Rest, der 
dann noch übrig bleibt, ist auf Grund des Papenplanes einge­
stellt worden.

Entscheidend ist hierbei noch, daß dic Arbeitsämter wenig 
von der Entlastung des Arbeitsmarktes merken. So beschwert 
sich das Arbeitsamt Berlin-Brandenburg darüber, daß die Ar­
beitgeber iast garnicht die Arbeitsämter bei Neueinstellungen 
berücksichtigen. So sind im Bezirk Berlin-Brandenburg, wo 
über eine Million Erwerbslose registriert worden sind, aui 
Grund des Papenplanes nach Erklärung des Arbeitsamtes An­
fang Oktober I6-S1 N^uelnstellungen vorgekommen. Die Sache 
mit den Neueinstellungen ist also weiter nichts, als ein Riesen-

Proletarier! Der p a r l a m e n t a r i s c h e  W e g  
sollte auch nach den Prophezeiungen der Sozialdemokra­
tie die Balm frei machen zum Sieg des Sozialismus. Nach 
dreizehn Jahren habt ihr heut die R  e s u 11 a t e vor euch: 

Hochzüchtung des Faschismus, katastrophaler Zu­
sammenbruch der Wirtschaft, über sieben Millionen A r­
beitslose, weiteres Ansteigen des Massenelends, stetiger 

Marsch in die Barbarei 
— das ist die kapitalistische Demokratie ohne schwarzrot­
goldene Maske und ohne „bracht“ vollen Zwickel!

I)iese ungeheuerlichen T a t s a c l i e n  beweisen ein­
deutig genug die U n t a u g l i c h k e i t  des Parlamenta­
rismus als W affe  der Arbeiterschaft.

Nicht mit dem Stimmzettel, sondern nur mit dem 
Schwert des revolutionären Machtkampfes kann die 
Bourgeoisie geschlagen werden!

Die große Entscheidung zwischen Kapitalismus und Sozia­
lismus kann nur a ii li e r p a r l a m e n t a r i . s e  li fallen 
im d i r e k t e n  K a m p f  der proletarischen gegen die 
bürgerliche Klasse.

Revolutionäres Selbsthandeln, d. h. gemeinsamer 
Kampi der Erwerbslosen und Betriehsarbeiter unter 
selbstgewählter Aktionsführung gegen Hungerdiktatur 
und Nazifaschismus dies ist lieut das Gebot der Stunde! 
Die parlamentarische Fiihrcrpoiitik ist bankrott, — jetzt 
muß sich die Arbeiterklasse zur Massenaktion fertig 
machen!

Proletarier! W ir  sagen euch deshalb zur Reichstags- 
walil: Laßt euch nicht abermals durch den Wahlrummel 
von euren eigentlichen Aufgaben ablenken. Ihr müßt euch 
entscheiden:

! iir dic Unterwerfung vor der kapitalistischen 
Schwindeldemokratie oder für den revolutionären 
Kampf gegen das gesamte System des Kapitalismus! 
Für parlamentarische Illusionspolitik und Passivität 

oder für proletarische Massenpolitik und Aktivität! 
Die Entscheidung kann nur lauten:

Schluß mit dein Wahlbetrug 
der Demokratie des Massenelends!

Boykottiert die Reichstags wählen!
Sprengt die reformistischen Fesseln!
Vereinigt euch zur Klassenfront!
Vorwärts zum Massenkampf!
Es geht um den Kommunismus!

bluff. —
Zieht man zu all diesen Dingen noch die Auswirkungen 

der Kontingentierungen des deutschen Außenhandels mit seinen 
ebenfalls katastrophalen Auswirkungen hinzu, — wir wiesen 
schon ausführlich in der vorigen Nummer des „Kampfruf“ 
darauf hin — so muß man sich immer wieder fragen, worin 
denn nun eigentlich dio Neuankurbclung der Wirschaft bestehen 
soll. Nach ol erfiächlichen Schätzungen wird der deutsche 
Außenhandel abermals halbiert, was für dic deutsche Export- 
industrie einen Produktionsrückgang von drei Milliarden Mark 
ausmacht. Ein weiteres ungeheures Ansteigen der Erwerbs­
losigkeit ist die Folge.

Wir zweifeln nicht daran, daß von all den tönenden 
Phrasen der Wirtschaftsankurbelung und großen Reden nur 
die ,,drakonischen Maßnahmen“ übrig bleiben werden. Und 
Herr von Papen hat klipp und klar 1;: seiner Rede erklärt:

„Wer sich in diesem Kampf nicht eindeutig und ge­
schlossen hinter die Regierung stellt, ist ein f-eind des 
deutschen Volkes. Das deutsche Volk weiß besser a



\

über zu urteilen, was Ehre und Wiirdo der deutschen Na­
tion verlangt, als ein Teil seiner Abgeordneten. Es wird, 
dessen bin ich sioher, die leeren Deklamationen einiger Ab­
geordneter mit der Verachtung behandeln, die ihnen zu- 
kommt.“

Nun, wir waren uns von Anfang an darüber klar, daß w.r 
Feinde'des Paponplanes sind. Es ist aber gar zu drollig, wie 
selbstbewußt Herr von Papen über die Stimmung „des deut­
schen Volkes“  spricht, und es ist komisch, daß seine Reden 
immer vor einem b e s t i m m t e n  G r e m i u m  des „deut­
schen Volkes“ gehalten werden, nämlich vor den Krautjunkern 
und den industriellen. Daß dieser Teil des „deutschen Volkes“ 
im großen und ganzen einer Meinung mit Herrn von Papen ist, 
daran wagen wir nicht «zu zweifeln. Aber ebensowenig zweifeln 
w ir nicht daran, daß die ungeheure M e h r h e i t  des „deut­
schen Volkes“ , nämlich d ie  A r b e i t e r k l a s s e  n i c h t  
einer Meinung mit Herrn von Papen ist. Und wir wissen aus 
Erfahrung, daß man nur fiir eine bestimmte Zeit die ungeheure 
Mehrheit der proletarischen Massen mit „drakonischen Maß­
nahmen“  niederhalten kann. Es gibt ein altes Sprichwort, das 
da sagt: ..der Krug geht solange zum Brunnen bis er bricht" 
und das sollten sich bestimmte Leute etwas merken.

Die Stiirke der Papenregierung sind ihre braunen und rosa­
roten Helfershelfer, die momentane Schwäche der Arbeiter­
klasse, — aber auch diese Dinge werden sich ändern, und dann 
werden die Verhältnisse stärker sein als sogenannte „starke 
Männer, die Geschichte“  machen wollen. Die Geschichte hat 
genügend Beispiele dafür gegeben und die russische Revolu­
tion von 1017. ist eines der jüngsten Beispiele.

Parlamentarismus und KPD

Was geht in der
Sowjetunion vor?

Am 9. Oktober 1932 sind auf Beschluß des Präsidiums der 
Zentralen Kontrollkommission 2-1 Mitglieder der Kl*SU ^ g e ­
schlossen worden. Es handelt sich hierbei um führende Funk­
tionäre der bolschewistischen Partei, darunter Sinowjew, Kaine- 
ncw und andere. Wie aber langsam durciisickeri, sollen i‘cuen 
diesen 24 Prominenten noch tausende anderer Parteimitglieder 
und Funktionäre ausgeschlossen worden sein. Die „I r a w d a  
veröffentlicht die Ausschluligriindc, denen wir auszugweise ent-

,.Diese konterrevolutionäre Gruppe entwickelt in ihren Do­
kumenten ein echtes Programm der kapitalistischen Rekon­
struktion und Wiederherstellung des Kulackentums indem sie 
die Notwendigkeit der Auflösung der Sowjetguter und Kollektiv­
wirtschaften vertritt und eine Politik verlangt, die die Ueber- 
gabe der in heldenhafter Arbeit und Begeisterung der Arbeiter­
klasse geschaffenen sozialistischen Betriebe als Konzessions- 
betriebe an die Kapitalisten bedeutet." An anderer Stelle wird 
davon gesprochen, daß sie versucht haben,

„eine biirgerlich-kulackische Organisation zur Wiederher­
stellung des Kapitalismus, insbesondere des Kulackentums 
in der Sowjetunion, zu schaffen.“
Hie wahren Ursachen des Massenausschlusses aus der 

K IM 1 sind die Schwierigkeiten auf dem Agrargebiet, was ja 
deutlich auch aus der Aiisschliißbcgründimg hervorgeht. VMr 
haben schon vor Jahren darauf hingewiesen. daß die Sowjet­
union n i c h t  den Auswirkungen der allgemeinen Weltkrise 
entgehen kann, und diese Schwierigkeiten sind unmittelbar aut 
die Weltkrise ziirückzufiihrcn. Momentan fehlt uer i latz m 
unserer Zeitung, um ausführlich auf diese Dinge einzugehen- 
Daß diese Schwierigkeiten bestehen und daß sie eine grobe 
Wirkung ausiiben, wird von der Sowjetunion und ihren mab-

„Die Zeichen stehen auf S t ur m.  Die Wochen des j 
Wahlkampfes werden für uns Kommunisten Arbeits-j 
wochen sein zur Mobilisierung und Kampfrüstung der 
Arbeiterklasse* die in wachsendem Maße erkannt hat, 
daß der Parlamentarismus für sie ein Strick ist, der sie 
erdrosselt, und daß alles darauf ankommt, die k ä m p ­
f e n d e  E i n h e i t s f r o n t  gegen Hunger und Faschis­
mus zustande zu bringen.“

„Rote Post“ Nr. 39. Organ der KPD.

Der 12. September hat mit der Nichtanerkennung der 
Reichstagsabstimmung von 512 zu 42  durch Hindenburg-I apen 
einen klassischen Beweis für die Ohnmacht des Parlamentaris­
mus geliefert. Die demokratischen Illusionen haben durch diese 
Handlungsweise der Reichsregierung einen Schlag erhalten der 
alle Wirkung eines ganzen revolutionären Propagandafeldzugs 
übertrifft. Viele Arbeiter, die noch am 31. Juli wählen gingen, 
sehen deshalb heute schon die Nutzlosigkeit einer weiteren 
Wahlbeteiligung ein. Die September-Ereignisse haben ihren 
Glauben an die Allmacht des Stimmzettels zerstört. Das i~t 
schließlich mit ein Grund, weshalb der neue Wahlrummel noch 
mit gedämpftem Trommelklang geht. _

Auch die KPD-Führcr wissen, daß der 12. September mit 
seinem kläglichen Ende des parlamentarischen ^ystems f ,"  j a g  
von geschichtlicher Bedeutung ist. Sie. betonen deshaU) )tt^J 
wieder schärfer als bisher, daß sie „grundsätzlich Feinde der 
bürgerlichen Demokratie und des Parlamentarismus smd.wie 
der Hallesche ..Klassenkampf“ vom 16. 9. versichert Die ..Rote 
Fi’hne“ vom 1. Oktober erklärt im L e i t a r t i k e l  zur bevorstehen­
den Novemberwalil eindeutig: „Das K  a m p f l e 1 d für Arbeit 
und Brot, das Kampffeld in den kommenden K l a s s e n -  
s c h l a c h t e n  bleiben der B e t r i e b , die S  t e m p e 1 s t e 1 e, 
die A r b e i t e r v i e r t e 1.“

Angesichts der jämmerlichen Abdankung des Reichstages 
kann es sich die KPD aber nicht verkneifen der ant,parlamen­
tarischen Bewegung eins auszuwischen So feiert die Rtdakt on 
des Klassenkampf" vom 16. 9. das Auftreten der Kl D-Fraktion 
am 12. September a ls  „glänzende Probe des revolutionären 
Parlamentarismus" und b e m e r k t  s c h lie ß l ic h :  „Wenn n ich t d ie  
k ü m m e r lic h e n  Reste vo n  A n a r c h o - S y n d i k a l i s m u s .die 
sich gegen jede Beteiligung am bürgerlichen PaHament wendem

...... >ns vernagelt wären, könnten sie aus jener Reichstags-
sitzuiiu einiges lernen." Was nun eigentlich konkret n \  lernen 
wäre verrät die „Klassenkampf“-Redaktion leider nicht. Dem­
gegenüber müssen wir antiparlamentarischen Communis en 
die wir uns prinzipiell von den Anarcho-Syndikalisttn unter­
scheidet — schon erwidern, daß gerade die KPD alle Ursache 
hat. aus den Vorgängen des 12. September eine ganze Menge 
zu lernen. . .

i)ie „glänzende Probe" der KPD-Parlamentar.er war doch 
„ur möglich, weil schon seit Anfang August feststand daß die 
Regierung im letzten Reichstag keine tragfahige Basia linden 
würde. Papen hat sich ja deshalb bereits in „Nneudynd d 
Hindenburg die Auflösungsvollmacht geben lassen Und da ß 
die Regierung ihr Hungerprogramm rncRsiehts.(>s <1 urci11ii.irt. 
trotzdem der Reichstag mit zwolfdreizehntel Mehrheit laptn 
das Mißtrauen aussprach und seine Notverordnung aulhob, 
das konnte auch die „glänzende Probe" der Kl D-Fraktion n̂icht 
verhindern . . . ! Anstatt den Mund gar so voll zu nehmen, 
sollten die „revolutionären" Parlamentarier lieber n ic h t'tr-  
gessen daß ihr „kühner Vorstoß“ am 12. September taktisch 
nur auf den Krücken der — 230 Nazis möglich war . . .

\\ enn wir kommunistische Antiparlamentarier heute* zum 
Wahlboykott aufrufen, so brauchen wir zur J® "
Arbeitern keine graue Theorie mehr e m p a u k e  i sondtr . r 
•luf die nackte Praxis verweisen. Der 3». Juli, der 1_. . eptem 
her und sogar die bolschewistische Presse selbst liefern die 
schönsten Argumente für den Antiparlamentarismus. Am An­

fang dieses Artikels haben wir schon ein treffendes Zitat aus 
der „Roten Post“ gebracht. In dieser von der KPD heraus- 

| gegebenen Wochenschrift kann man weiter folgendes lesen:
„Wenn die V o l k s e m p ö r u n g  gegen die Herren be­

drohliche Ausmaße annimmt, sind N e u w a h l e n  ein oft er­
probtes Ve nt i l .  Nicht immer glückt es, aber im allgemeinen 
kann sich die Bourgeoisie auf ihre Vasallenparteien verlassen, 
daß sie in Wahlzeiten die Verwirrung und Spaltung der Massen 
bis zur Spitze treiben. Millionen lassen sich auf den „neuen 
Schicksalstag" vertrösten, während die herrschende Klasse ihre 
außerparlamentarischen Maßnahmen förmlich überstürzt und 
das Parlament vor vollendete Tatsachen stellt. Ein Musterbei­
spiel für diese Praxis erleben wir heute. Solche und ähnliche 
Taschenspielertricks gehören zum Handwerk des professio­
nellen Volksbetrugs“ An einer anderen Stelle heißt es dann: 
„Wir stehen an einem g e s c h i c h t l i c h e n  W e n d e p u n k t  
dir deutschen Arbeiterbewegung, w'o die alte Streitfrage: Re­
formismus oder revolutionärer Klassenkampf lod oder Leben 
der Arbeiterbewegung bedeutet . . .  Wer auch nur einen Augen­
blick den E r n s t  de r  L a g e  fiir die Arbeiterklasse v e r ­
s c h w e i g t  oder v e r k l e i n e r t ,  der handelt u n ve r - 
a n t w o r 1 1 i c h. W e r aber durch parlamentarische Manöver 
und Taschenspielertricks die Arbeiterklasse in dieser Situation 
täuscht, hinhält und zur Passivität verurteilt, wo alles daraut 
ankommt. die ganze Macht der Arbeiterklasse emzusetzen, der 
handelt verbrecherisch.“

Diese wuchtigen Sätze der „Roten Post“ sind natürlich 
gegen die Sozialdemokratie und ihren Volksentscheid-Betrug 
gerichtet. Sie treffen aber hinsichtlich der ureigensten Rolle 
des Parlamentarismus den Nagel so fest auf den Kopf, daß sie 
grundsätzlich ebenso für die Taktik der KPD gelten. Denn auch 
die KPD macht sich durch ihre Wahlbeteiligung m i t s c h u l ­
d i g  an der parlamentarischen Verwirrung und Spaltung uer 
proletarischen Massen, mitschuldig an der Täuschung und nm- 
haltung der Arbeiterschaft, wodurch die Passivität im Proleta­
riat gefördert wird. Der Unterschied der KPD gegenüber der 
SPD besteht hier nur in der radikaleren Phraseologie.

Nach den trefflichen, aus der Gegenwarts-Praxis geschöpf­
ten Argumenten der „Roten Post“ gegen die W ahlbeteiligung 
ist jede theoretische Widerlegung des „revolutionären I arla- 
mentarismus anhand der Vergangenheit übert.ussig. Unter der 
Wucht des Bankrotts der bürgerlichen Demokratie sind die 
KPD-Führcr heute gezwungen, selbst die Untaugbchkeit de: 
Parlamentarismus als W alle  des Proletariats zu entlarven. Fs 
bleibt mir noch übrig, darauf hinzuweisen, daß die Wahlen auch 
kein Gradmesser mehr für die Entwicklung der Arbeiterklasse 
zum revolutionären Handeln sind. Denn das einzig zuverlässige 
Barometer ist heute die Aktivität der Massen im Rekten 
Kampf zwischen Kapital und Arbeit, d. h. die .-vktion ocr Be­
triebe und Stempelsteilen gegen Hungerdiktatur und rasems- 
mus Ebenso läuft die von der KPD angestrebte Massenmobi- 
lisierung praktisch in erster Linie nur hinaus auf die Werbung 
von Wahlstimmen für die> Liste 3, wie gerade das vergangen 
halbe Jahr beweist.

So stehen die KPD-Arbeiter jetzt vor der brennenden Frage, 
endlich die Schlußfolgerung zu ziehen aus der Iatsache, daii 
der bürgerliche Parlamentarismus nur noch ein Strick zur Er­
drosselung der proletarischen Klassenkräfte ist Es gilt heute, 
die W ahlen zu benutzen zur Aufrüttelung der Arbeiterschaft im 
a n t i p a r l a m e n t a r i s c h e n  Sinne. Das heißt: Kampf dein 
Illusionsbetrug der parlamentarischen Fuhrerpolitik und F o r ­
mierung der Proletarier in der Klassenfront des Selbs handelns. 
Fs gilt deshalb, die W ahlen zum Parlament der Kapitalsrepublik 
zu boykottieren und durch diese Stimmenthaltung ein Bekenn 
nis abzulegen fiir die Organisierung revolutionärer Massen­
aktionen um den Sturz des Kapitalismus, ein Bekenntnis Iur den 
politischen Machtkampf um den Kommunismus!

Die Rätebewegung
Aufgaben der K. A. ’J.

Die Leitartikel der KPD-Presse. sowie die Ausführungen 
der KPD-Refcrentcn. enden oft mit der Betonung des n o t w e n ­
digen Kampfes iiir ein Sowjetdeutschland. Fis kommt iedoch 
nicht nur darauf an. Propaganda zu entfalten, sondern die Vor­
aussetzungen fiir ein Sowietdeutscliland zu schaliën. Ernst 
TViälinann hat in s e i n e n  Reden wiederholt erklärt, daß die 
KPD nach dem Vorbild der bolschewistischen Diktatur ein 
Sowietdeutscliland zu erkämpfen gedenkt. Die KAI kämpit 
mit aller Energie iiir ein Ratedeutscliland im internationalen 
Sinne, lehnt jedoch entschieden die Organisationsformen 
der MI. Internationale ab. welche nicht die kommunistische 
Bewegung fördern, sondern hemmen. Es ist unsere Pilioht. 
dafür zu kämpfen, da ß  nicht nach bolschewistischem Muster die 
Rätebewegung aui ein totes Gleis geschoben wird. Die Rate­
bewegung muß zum Ausgangspunkt der Befreiung des Welt- 
P r o l e t a r i a t s  werden. Sie ist berufen, den Grundstein der neuen 
Gesellschaft zu legen und die kommunistische Bedarfswirtschau 
zu verwirklichen, in der weder Staaten noch Klassen einen 
Raum haben.

Auf Grund dieser Betrachtung wirft sich die Kernfrage auf: 
was ist praktisch zur Ausbreitung und Vertiefung der Rate­
bewegung zu tun und welche Aufgaben gilt es zu erfüllen, um
eine neue Gesellschaft zu erkämpfen und aufzubauen. Es ist 
ein Irrtum, zu glauben, daß erst nach dem Sturz der kapita­
listischen Gesellschaft, nachdem die Arbeiterklasse im revo­
lutionären Kampf die Bourgeoisie vernichtend geschlagen hat. 
der Aufbau der Rätebewegung sich vollzieht. Niu.it.erst mor­
gen. nach dem siegreichen Kampf, sondern schon heute muß das 
Proletariat auf der Plattform der Rätebewegung m den 
Klassenkampf eingreifen. Im täglichen Klassenkrieg, bei ieder 
Kampfhandlung und bei jeder Aktion muß sich die Arbeiter­
klasse die Grundsätze der Rätebewegung zueigen machen Uer 
Rätegedanke setzt voraus, daß das Proletariat mit den iiher- 
hölten Kampfmethoden der Gewerkschaften und parlamuita- 
rischen Parteien gebrochen hat und auf Grund der verschärften 
Klassengegensätze sich neue Kampfformen schafft. Die Kate­
bewegung kann nur dort gedeihen und für die Proletarische Bc- 
f r e T u n g  Früchte tragen, wo das Proletariat selbst über die 
Kampfmittel und Kampfmethoden des Klassenkampes ent­
scheidet und iede Bevormundung von irgend einer 1 artci oder 
Gewerkschaft ausschaltet.

Nicht erst die KAU hat erkannt, daß die Arbeiterklasse mit 
den überalterten Kampf- und (»rganisations ormen der l ^  
mul (iewerkschaften. den Klassenfeind nicht schlagen kann, »e 
reUs Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht haben darauf lunge- 
wiesen daß mit den, Aufbau der alten Organisationen «brochetf 
werden muß. und daß das Proletariat von unten auf »eue W e^e 
•zu beschreiten «’iat. In der Schrift Karl Liebknechts ..Politische 
Aufzeichnungen aus seinem Nachlaß" 1917-18. welche un er 
M t irbeit Sophie Liebknechts im Aktions-\ erlag erschienen ist. 
hat‘ sich Karl Liebknecht zum rätekommun,stochen Aufbau uer 
Arbeiterbewegung auf Seite 28 und 31 wie fofcgt geäußert. -Be- 
s e itto g  d e r besoldeten Bürokratie, oder ihre Ausschabung 
von allen Beschlüssen, ihre Finschränkuns aui technische H.lfs-

arheit Verbot der W iederwahl aller Funktionäre nach be­
stimmter Dauer, wodurch zugleich die Zahl der organisations­
technisch bewanderten Proletarier vermehrt wird: iederzc.tig<‘ 
initiative Absetzungsniöglichkelt während der Amtsdauer. Be­
schränkung der Zuständigkeit der InstanzeMi Dezen aHsation^ 
Urabstimmung für wichtige Fragen -  -  1Diese 1In itiaU vun  
den Massen zu fördern, ist gerade ln Deutschland, de n Land

1 des passiven Masscn-Kadavergehorsams. die dringendste . r- 
I /iehiingsaufgabe. die gelöst werden muß selbst auf die Gefahr 
' hin daß vorübergehend alle ..Disziplin“  und alle ..strammen Or­

ganisationen zum Teulel gehen Dem Individuellen^ weit 
' urölkrer Knielrauni zu geben, als in Deutschland nislitr i a 

dition Jede Organisationsform. die die Schulung im inter­
nationalen revolutionären Geist und die selbständige Akt ons- 
liihigkeit und Initiative der revolutionären Massen hen mt. U  

verwerfen." Die KAU knüpft an die elementaren Gedanke.- 
- . ... wi-lehe I iebknecht fiir den modernen Klassenkampi

F ä ä - ä ä ä - ;s p g iliiiis ii
P arte ien  und G e w e r k s c h a f t e n ,  d.e .n m öglich, d as

Selbst bewußtseirf'der'Ma'sse nSzum Durchbruch zu bringen und 
die Rätebewegung zu fördern.

Heute sind die Gewerkschaften vollständig organisatorisch 
und ideologisch mit dem Ausbeuterstaatwachsen. Sie su.d 
v«-n>flichtet den Klassenfrieden, die ..1 riedenspfliu.it zu nuen. 
Auch die Parlamentsparteien sind ebenfalls an dic alte GesU :

S Ä Ä Ä Z S S S Ä Ä
trieben und Arbeitsstätten und auf den ^^^^Sf^ausichüssen

i»er Name der neuen Kampforgane ist nicht von prniz;ip.e 
Bedeutung, entscheidend ist. daß diese V\ illti
Arbeiter verkörpern, die die Kampf- oder Aktwisausscnusse 
gewählt haben, und daß die Funktionäre oder Obleute dieser 
keimenden Räteorgane zu jeder Zet abberufbar sind und i U
ihren Willen, sondern den der Pro^ tar^ rv!^ rr ,m Finklaiïe neuen Kampforgane können nicht neben, oder gar im l ink lang
m it der reformistischen gesetzlichen ..Betriebsyertretung be­
stehen und harmonieren. Sie können nur dann ihren Zweck er­
füllen. wenn das Proletariat gewillt ist.

H ^ Ä i  , Ä ? a N « Ä i ^
der reformistischen und revolutionären Organe kann ni^ht /ur 
Klärung sondern muß zur Verwirrung der Massen fuhren.
Wenn die KPD glaubt, auf der einen Seite noc i an den gesetz- 
lichen Betriebsräten festhalten zu müssen, um diese »auszu- 
nutzén" und auf der anderen Seite selbständige Kampfaus­
schüsse propagiert, so ist das ein Widerspruch, der sich zum 
Nutzen des Reformismus auswirkt. W enn d:e Propagierung 
der selbständigen Kampfausschusse nicht nur eine parteTpolitis .̂ e. 
Stimmungsparole sein soll, dann mussen die Kampf- und AU

tionsausschiisse im Kampf gegen die kapitalistische üesellscha t 
und ihre ihilfeleistenden gewerkschaftliclien Organe erstehe,i. 
Entweder das Proletariat entscheidet sich für das selbstbe­
wußte Handeln von unten, für Kampf- und Aktionsausschuss-; 
oder es hält noch am reformistischen Arbeiterbetrug lest, ur.- 
muß dann unter bitteren Erfahrungen lernen, den Weg zum re­
volutionären Klassenkampf zu finden. Hier gilt es. sich zu en 
scheiden: für oder wider den proletarischen Befreiungskamp!. 
Wer beides verknüpfen will, der muß. wie die KI D. im Oppor­
tunismus versumpfen.

Bei dieser Gelegenheit sei an den Widerspruch der synd - 
kalistischen Bewegung erinnert, welche ..freie Rate Propa­
giert und sich gleichzeitig der gesetzlich verankerten Be­
triebsräte. die nur reformistisch vv irken können, bedient. \\ i
sich auf die Plattform der zur Ohnmacht verdammten geset - 
lieh verankerten Betriebsräte stellt, wie es von Seiten der Kr 
und zum Teil auch von den Syndikalisten geschieht, kann nicht 
gleichzeitig den Grundstein fiir die wirklichen Rateorgane legei. 
Diese Tatsache und Erfahrung gilt es in Zukunft besonders aus- 
izuwerten.

Die Rätebewegung beschränkt sich keinesfalls nur auf d - 
Schaffung von Kampf- und Aktionsausschussei.. Itir weseii 
besteht darin, daß das Proletariat, gleichgültig ob im Betrit \ 
Werkstatt, auf dem Land <>der_ auf dem Nachweis, danat.i 
strebt unu dafür kämpft, daß aui der Basis der P ro letarisch en  
Demokratie sich die Proletarier zusammenschweißen, als Masse 
vereinen, sich organisieren und über ihre ureigensten Ange­
legenheiten der Klassenbefreiung nur selbst entscheiden. r.,t. 
wenn im Klassenkampf das Proletariat sich auf die eigenen FuU 
stellt im Tageskampf die Kampfhandlungen und Streiks selbst 
organisiert, unter Ausschaltung jeder Bevormundung von Oe- 
werkschafts- und Parteiinstanzen, in der Tat die Klassensoli­
darität pflogt, die bewußt durch die Gewerkschaften sabotie 
wird, erst dann schafft das Proletariat d u r c h  den praktischen 
revolutionären Kampf den Boden, auf den sich Kampf- und 
Aktionsausschüsse zum Nutzen der Arbeiterklasse auswirkt 
können

Die KAU kämpft dafür, daß das Proletariat endlich die: not­
wendigen Konsequenzen aus den Feb.schlagen und Niederlage 
der alten Arbeiterbewegung zieht, und daß die Rateorgar.e, 
die von den Gewerkschaften und Parlamentsparteien in Schmutz 
und Dreck getreten wurden, aus dem revolutionären Ringen 
erneut erstehen, denn nur sie können die einzige Plattform 
für die proletarische Befreiung sein. Wir erstreben in den Raten 
keine Machtorgane über das Proletariat, sondern sie mussen 
den Ausdruck des revolutionären Wollens der Arbeiterklasse 
verkörpern und den Willen der Massen zum Durchbruch br.ii- 
gen und zur Tat werden lassen. Aufgabe der Rateor>.ane: ka ;. 
es nicht sein, für eine Arbeiterregierung oder eine Arbeiter-urd 
Bauernrepublik zu kämpfen, sondern {̂ r die> kommunistisc. 
Gesellschaft, wo fiir Regierungen kein Platz mehr ist. ao das 
Proletariat selbst die neue Gesellscha:t aufbaut und die_prole­
tarische Diktatur nur dazu benutzt um den KJ^senfeindZu 
liberwinden. In diesem Sinne kämpien w ir für dte Ratebewe 
gang und für die Parole: A 11 e M a c h t d c n R a t e n !

«I

V

.enden Wirtschaftlern g a r n i c h t bestritten. Bestritten wird 
s nur von der Presse der Komintern und ihrer Sektionen, 
t Anfang des Jahres sind eine Reihe entscheideiier Be­

sse zugunsten der Landwirtschaft gefaßt worden, die alle 
Kollektivwirtschaften und den darin organisierten Bauern 

ie Vorteile bringen. Nun sind aber die Interessen der Bauern 
jlwtliit k e i n e  sozialistischen, sondern t y p i s c h  kleinbürger- 
ich-kapitalistische Interessen. Daß dies stimmt und daß die 
sowjetregierung diesen k l e i n h ü r g e r l i c h - k a p i t a l i s t i -  
c hen  I n t e r e s s e n  Rechnung trägt, wird ganz offen zu- 

se,'eben. So schreibt die „Moskauer Rundschau“ vom 2. Okto- 
ier 32 in einem Artikel von Dr. Großmann. „Tagesfragen der 
Wirtschaft":

..Der durchschnittliche Kollektivbauer ist z w a r  Mitglied 
s sozialistischen Gebildes, das in seiner höheren Form eine 

Ze’le der vollendeten sozialistischen Gesellschaft darstellen 
j ;  in ihm leben aber immer noch die p r i v a t  w i r t ­

s c h a f t l i c h e n  T e n d e n z e n  d e r  V e r g a n g e n h e i t ,  
die ihn auf Vorteil und Gewinn fiir die e i g e n e  Wirtschaft be- 
Saeht machen; und der Staat, der diesen Tendenzen als unum- 
jiinglichen Tatsachen Rechnung trägt, hat in der Artelform die 
form des Kollektivbetriebes gefunden, der sowohl den Inter­
essen des Staates wie des einzelnen Bauern am besten ent­
spricht.“

Und etwas höher spricht man davon:
„Einer der Grundsätze der Agrarpolitik der Sowjetregie- 

. . . .  ist die U e b e r e i n s t i m  m u ng zwischen den in- 
tere-sen des Staates und des einzelnen Bauern.“

Wie aus diesen Ausführungen hervorgeht, sind nicht die 
Ausgeschlossenen etwa allein die Vertreter der kapitalistischen 
Int, essen der Bauern gewesen, sondern die Sowjetregicnmg 
seihst vertritt die kapitalistischen Interessen der Bauern, l'nd 
der Ausschluß der 24 imd die demagogische Begründung des­
selben. kann nur den Sinn haben, vor dem Weltproletariat zu 
vci -.bleiern, daß in der Sowjetunion nicht Sozialismus, sondern 
Kapitalismus aufgebaut wird. Wir werden in den nächsten 
Nin nern des ..Kampfruf" bedeutend ausführlicher auf die ein- 
ze lren  Fragen der Sowjetunion zurückkommen.

Arbeitsdienst
droht!

Linkswendung der 2. Internationale

Jugendertiichtigiing und Arbeitsdienst
Der Reichskanzler von Papen hat durch einen Erlaß vom 

M. September 32  ein „Reichskuratorium für Jugendcrtüchti- 
jjuiiberufen,  mit Freiherrn von Gayl als Vorsitzenden und 
(ien ral a.D. von Stülpnagel als Präsidenten. Alle Sportver- 
hn. : sollen in diesem Gebilde zusammengefaßt werden.

Der „Berliner Börsen-Courier" vom 15. 9. 32 bringt auf- 
scli I'.reiche Mitteilungen aus den bereits im Innenministerium 
aus arbeiteten Richtlinien für die Jugendertüchtigung. Darin 
w unverliiillt der Zweck der Einrichtung, „die Erziehung der 
den eben Jugend zu wehrhaften Männern“ , kimdgetan. Als 
\ \ , isport soll „Geländesport" betrieben werden. Nach Her­
vor .bung der Beschränkungen durch den Versailler Vertrag 
erk :rt man in den Richtlinien ausdrücklich:

..Es besteht aber kein Verbot, die deutsche lugend zu den 
(in:i Jeigenschaften eines wehrhaften Mannes zu erziehen, auf 
Jie ein lebenswilliges Volk verzichten kann.“

l'nd weiter: „Wehrhaftigkeit bedeutet körperlich, und 
ki ge Mannhaftigkeit an sich und Opferber.itschaft iiir die 
<k- mtheit. Die Grundeigenschaften des wehrhaften Mannes 
" nd . . . . Zucht. Ordnungsliebe. Kameradschaft, Wehr- und 
Opferbereitschaft iiir Volk und Land.“

Besondere „Ordnungsübungen“ zur Gewöhnung an ■„Man­
neszucht, Gehorsam und Unterordnung" sind geplant, frühere 
Ri iswclir- und Polizeioffiziere sollen die Ausbildung der Ju- 

1 übernehmen. „Einheitskleidung" (feldgrau?.'*) ist vorge- 
SL'll ‘fl *

Eine deutlichere Sprache kann man wohl nicht sprechen! 
Aus riicklich wird auch in den Richtlinien der freiwillige Ar- 
h. dienst in die Jugendertüchtigung einbezogen: „Außerdem 
st ine enge Verbindung und ein Uebergang zum freiwilligen 

Ar', tsdienst vorgesehen."
Was wir bereits in früheren Nummern des „Kampfruf 

ireiwilligen Arbeitsdienst und Arbeitsdienstpflicht schrie­
be findet jetzt seine volle Bestätigung. Militarisierung und 
I diisierung der Jugend sind Hauptzweck dieser Eiiiriclitun- 
sei. \vie der neu geplanten. Alle nur denkbaren Mittel werden 
•i . wandt, vom reinen Militarismus der oben zitierten Richt­

en bis zu verstecktester, ideologischer Beeinflussung, um die 
bm.nd in den Dienst der Bourgeoisie zu zwingen. Im freiwilli­
ge: Arbeitsdienst finden wir Verfechter und Anführer a ler 
ï'. ttierungen. Auch hier reine“ Militaristen wie den Stahilielm- 
n. r Bock, der It. Meldung der „Voss. Zeitung" vom 10. 
de, Reichskommissar für den Freiw. Arbeitsdienst folgendes 

: In den Wissenschaften wisse das junge deutsche \olk 
nie M schon zuviel. Es fehle an Sauberkeit und Pünktlichkeit, 
d könne den jungen Leuten nur in geschlossenen Lagern her­
gebracht werden. . Meine Herren von der Wirtschaft,
u nn Sie Leute mit Disziplin haben wollen, stellen Sic nur 
Le i. tc ein. die das Stahlhelm-Arbeitsdienstlager Buch mit dem 
Ze unis „Gut" verlassen haben." Und auf der anderen Seite 
i n wir Propagandisten des Arbeitsdienstes aus dein Lager 
der ..Jugendbewegung“ (Jungdeutscher Orden usw.) der SI D 
und des Reichsbanners. Die SPD begrüßt den freiw Arbeits­
dienst, weil er die Jugend vor Verwahrlosung und Radikalitat 
bewahre und das Reichsbanner greift aktiv ein. indem es, wie* 
•'er Bundesvorstand auf seiner letzten T a g u n g  bekanntgab, 
L>.s Arbeitsdienstlager unterhält. Eine bestimmte Ideologie, als 
sei der Arbeitsdienst der Ansatz zur Ueberwindung der Wirt- 
^chaftskrise und der Beginn einer „neuen Volksgemeinschaft 
ist im Entstehen. Bezeichnend für diese Ideologie ist unter 
anderem ein Buch von P. M. Lampei (Verfasser von „Revolte 
n Erziehungshaus!") dessen Inhalt vom Rowohltverlag, in uein 

es erschienen ist, folgendermaßen gekennzeichnet wird:
„Ueberall beobachten wir (in den Arbeitsdienstlagern) die 

schlichte Selbstverständlichkeit, mit der die neue Jugend mein 
klagt, sondern schafft, wir sehen wie sich eine Volksbewegung
über die Parteien hinaus kristallisiert."........Wir e r l e b e n ,  wie
aus früheren Putschisten stille, arbeitsame, gewissenhatte Me 
sehen werden.“

Mögen auch diese „stillen arbeitsamen Menschen" mehr in 
der Phantasie des Herrn Lampei und den Wunschtraumen der 
Bourgeoisie als in der Wirklichkeit existieren, so liegt doch die 
Gefahr nahe, daß die Jugend in den Arbeitslagern dem Klassen­
kampi entfremdet und durch Einimpfung der bürgerlichen Ideo­
logie von der Volksgemeinschaft, Opferbereitschaft in Notzeiten, 
Nationalismus usw. zu Soldaten und Streikbrechern erzogen 
wird. Diese Gefahr ist besonders dadurch gegeben, daß die 
Jugendorganisationen sich dem faschistischen Kurs stillschwei­
gend anpassen. Selbst der offen-militaristische Kurs, den d 
NK für Jugendertüchtigung einschlägt, wird ohne weiteres von 
einem großen Teil der Organisationen mitgemacht.

Wir richten an die proletarische Jugend den dringenden 
Appell, die von oben angeordnete „Jugendertüchtigung zu boy­
kottieren. und sofort jede Organisation zu verlassen, die sich 
in den Dienst dieser Sache stellt. Setzt euch zur W ehr, ehe es 
zu spät ist!

Die zweite Internationale hat augenblicklich die „Abkehr 
vom Reformismus" auf die Tagesordnung gesetzt. Ehe wir 
aui Bedeutung und Ursachen dieser ..Linkswendung" eingehen, 
wollen wir den äußeren Sachverhalt an Hand des Beispieles 
einzelner Parteien bzw. Parteiführer der 2. Internationale kurz 
anführen.

In Deutschland hat sich die ..LinksWendung“  der Sozial­
demokratie mit dem Auf-den-Plan-Treten der Papenregierung 
vollzogen: Man toleriert nicht mehr, sondern macht Opposition. 
Das Mißrauensvotum gegen die Papenregierung und die Auf­
stellung eines Sozialisierungsprcgrammes. das die Sozialisie­
rung der Schlüsselindustrien, des Bankenwesens. Enteignung 
des Großgrundbesitzes usw. fordert, waren die ersten benritte 
in der Opposition. Schon sie kennzeichnen das Wesen der 
oppositionellen Haltung der SPD. Das Mißtrauensvotum zog. 
nachdem es selbstverständlich durch die Auflösung des Reichs­
tages hinfällig wurde, keinerlei Aktion nach sich, abgesehen von 
der Propaganda für ein Volksbegehren, ein so lächerliches 
Unternehmen, daß seine Sinnlosigkeit nicht erst bewiesen zu 
werden braucht. Das Sozialisierungsprogramm, dessen Durch­
führung auf parlamentarischem Wege erreiolit werden soll, be­
deutet nicht mehr und nicht weniger als das Verlangen, daß 
die Bourgeoisie sich selbst enteignen soll! Das Festhalten an 
den parlamentarisch-demokratischen Methoden wird heute von 
der SPD stärker denn je betont. Wenn der Vorwärts (vom 
13. 10. 32) seinen Leitartikel überschreibt: ..Konterrevolution! 
Organisiert den Widerstand!“ , und dann lang und breit aus-1 
führt, daß es nur darauf ankommt. SPD zu wählen, während 
au: derselben Seite der Zeitung aus einer Rede Breitscheids am 
12. 0. das Wort zitiert wird: ..Der Sozialismus ist Tagesfrage, 
ist Tagesaufgabe“, so kann das nichts anderes heißen, als daß 
der Sozialismus auf parlamentarischem W'ege eingeführt wer­
den soll. Es heißt, noch deutlicher gesagt, daß man die Ein­
führung des Sozialismus von Papen verlangt, der. wie selbst 
die SPD zugeben muß, sich auf parlamentarischem Wege nicht 
beseitigen läßt!

In England liegen die Dinge ganz ähnlich. Auf dem Partei­
tag der englischen Arbeiterpartei, der soeben in Leicester 
tagte, wurde ein Programm beschlossen, das als nächstes Ziel 
die Bildung einer Arbeiterregierung hinstellt — es wäre die 
3. Arbeiterregierung für England — ; diese zu bildende Regie­
rung ist laut neuem Parteitagsbeschluß verpflichtet, sofort ein 
sozialisierungsprograiiim in Angriff zu nehmen, auch auf die 
Gefahr hin. gleich wieder gestürzt zu werden. Sozialisiert 
werden sollen die Bank von England und die Großbanken. 
Eisenbahnen, Elektrizität und der Boden. Der Wirtsohafts- 
plan soll von der Arbeiterregierung „diktiert" werden. Die 
Wiener Arbeiterzeitung vom 9. IU. 32 schreibt darüber: .....sie 
haben gelernt, daß es auf die Demokratie allein nicht an­
kommt. . . Die Bourgeoisie denkt nicht daran, die Regeln ein­
zuhalten, sobald sie Gefahr läuft, das Spiel zu verlieren.“ Man 
will also in England mit parlamentarischen Mitteln an die 
Macht kommen — die Arbeiterregierung soll durch Wahlresul­
tate erzwungen werden — um dann die Bourgeoisie zu ent­
eignen. falls nicht schon ehe es so weit kommt, die Arbeiter­
regierung gestürzt wind!

D u  m u ß t
unter allen Umständen Tür die 
Erhaltung und Verbreitung der 
revolutionären Presse sorgen. 
L)er „Kampfruf“  ist die schärfste 
W affe in der Hand des klassen­
bewußten Proletariers, deshalb 
n: u ß t D u  n o c h  h e u t e

abonnieren
ln Belgien beschäftigt sieb Vandervelde für die gesamte 

9 Internationale mit dem Problem der „Abkehr vom Reformis­
mus -̂ In einem Artikel in der Wiener Arbeiterzeitung vom 
7. 10. 32 äußert er sich über dieses Thema. Der Kernpunkt 
seiner Ausführungen ist folgendes: Reformistische Bestrebun­
gen können heute in der Krise nichts erreichen. Ob diese 
i<risu d e Endkrise des kapitalistischen Systems ist. kann mart 
nioht wissen: aber jedenfalls sollen die Sozialisten heute nicht 
mehr an der Aufrechterhaltung dieses Systems mitaibeiten, 
sondern „kämpfen — auch unter Bedingungen, die tragisch 
werden könnten — für die Herbeiführung der Gesellscnaftsord- 
nung die dieses System ersetzen soll“ . Vandervelde halt eine 
Diskussion innerhalb der 2. Internationale über drei Haupt­
fragen für notwendig. I. darüber, was die Internationale im 
Kriegsfälle zu tun habe. 2. darüber, ob die „demokratischen 
Methoden“ in allen Ländern genügen werden, um die Mao.it 
in die Hände der Sozialdemokratie zu überführen, i. darüber.

Sorgt dafür, daß der freiwillige Arbeitsdienst nicht das 
Ziel erreicht, das die Bourgeoisie damit verfolgt! Erkennt daß 
cs im kapitalistischen System niemals „Volksgemeinschaft 
geben kann; wenn man euch in Arbeitslager schickt, um euch 
dem Klassenkampf zu entfremden, so beweist dei^Bourgeoisie,

ihr durchschaut, um was cs sich handelt. Macht in den 
Arbeitslagern unter euren Genossen Propaganda für die prole­
tarische Sache, für die Notwendigst des unerbittlichen Klas­
senkampfes bis zur Erreichung des Endziels. Seid euch klar 
darüber, daß alles, v/as man euch von oben her über den 
Zweck des Arbeitsdienstes sagt, eine Lüge ist. Die „«lelegen- 
heit zum Nutzen der Gesamtheit im gemeinsamen Dienste frei­
willig-ernste Arbeit zu leisten“ — wie die Verordnung über den 
FA vom 2 August 32 sich ausdrückt — ist ein Zwang, zum 
Nutzen der Kapitalistenklasse zu arbeiten! Solange das kapita­
listische System herrscht, ist alle eure produktive Arbeit nur 
zum Nutzen dieser Klasse, ob ihr nun in einem Uebungslager 
Wehrsport treibt, oder ob ihr unter Stahlhelmführung „Arbeits­
disziplin" übt, oder umer „sozialistischer“ Führung von eurer 
Radikalität geheilt werden sollt. Den „sozialistischen' Führern 
und Befürwortern des Freiw. Arbeitsdienstes könnt ihr mit den 
Worten Rosa Luxemburgs antworten:

Es wurde gesagt: ihr müßt fleißig sein, Sozialismus heißt 
viel arbeiten. Und das sagt man. solange noch das Kapital das 
Heft in den Händen hat! Damit macht man keinen Sozialismus, 
sondern nur durch energischste Bekämpfung des Kapitalismus- 
(Aus der Rede zum Programm.) .

I -ißt euch durch keine „Ertüchtigung" und durch keinen 
„Arbeitsdienst“ davon abhalten. Klassenkämpfcr zu werden!

Achtung!
Die Reichskontrollkommission ersucht um Bekannt­

gabe, daß sie sich veranlaßt sah. gegen den Ausschluß des 
Gen. S c h w a b  in Fim . Einspruch zu erheben.

wie die Einheit der Arbeiterklasse wiederhergestellt werden 
könne. Diese Diskussion soll in einem Büro der Internationale 
in Zürich bereits begonnen haben.

Den Ausführungen Vanderyeldes ist deutlich anzumerken, 
daß er die Erfahrungen des belgischen Bergarbeiterstreiks 
hinter sich ihat Er hat erkannt, daß die sozialdemokratische 
Partei überhaupt nicht mehr gefragt wird, ob mit ..demokra­
tischen", reformistischen Methoden gearbeitet werden soll oder 
mi revolutionären, sondern daß der Reformismus ausgespielt 
hat. Seine Ausführungen haben die Tendenz, die sozialdemo­
kratischen Parteiführer dazu zu bewegen, sich an revolutio­
nären Kämpfen zu beteiligen, damit die Massen, die auf jeden 
Fall — .heute oder morgen — kämpfen werden, ihnen nicht «anz 
entgleiten. Vandervelde vertritt das altbekannte sozialdemo­
kratische Prinzip, mit den Massen zu gehen, wenn sie sich vom 
Kampf nicht mehr zurückhalten lassen, um dann im geeigneten 
Augenblick die Zügel zum Bremsen zu benutzen und die revo­
lutionäre Bewegung zum Stillstand zu bringen.

In den anderen Parteien der 2. Internationale ist man aber 
noch nicht auf Vanderveldes Standpunkt angekommen, denn 
man glaubt, wie wir an dem Beispiel Deutsolllands und Eng­
lands sahen, die Massen noch hinhaltcn zu können, und bleibt 
noch bei den parlamentarischen Methoden. Allerdings werden 
daneben radikale Scheinmanöver volliiihrt. die an Stelle der 
reformistischen Erfolge treten müssen. Eine Abkehr vom Re* 
formisinus ist erzwungenermaßen dadurch erfolgt, daß in der 
•heutigen Krise reformistische Erfolge unmöglich sind und die 
reformistischen Errungenschaften der Vergangenheit bereits 
größtenteils durch die Offensive der Bourgeoisie wieder ver­
nichtet worden sind. (Lohnraub, Abbau der Sozialpolitik usw.)

Die 2. internationale befindet sich in einer sehr unange­
nehmen Klemme: Ihre stets vertretene Ideologie, daß die bür­
gerliche Dfciuukraiie in den Sozialismus ihinüberwaohsen wcrdeJ 
daß sie eine F o r m  sei, die nur mit sozialistischem I nha l t  
gefüllt zu werden brauche, wird von der heutigen Situation 
schlagend widerlegt, und damit fällt die Rechtfertigung der re­
formistischen Politik auch für die Vergangenheit. Nachdem die 
schönsten Erfolige auf sozialpolitischem Gebiet erreicht waren! 
bricht auf einmal der ganze Bau zusammen. Marx Erkenntnis, 
daß die bürgerliche Demokratie ein Instrument der herrschen­
den Klasse ist. wird von den Tatsachen bewiesen und die Theo­
rie vom Flineinwachsen in den Sozialismus durch den täglich 
sich verschärfenden Faschismus widerlegt.

Dieser Zwiespalt zwischen Ideologie und Wirklichkeit ist 
gleichbedeutend mit der Tatsache, daß die sozialdemokratischen 
Parteien unlösbar, mit tausend Fasern im kapitalistischen Sy­
stem verwurzelt sind, während die ökonomische Situation das 
revolutionäre Handeln des Proletariats erfordert. Die' augen­
blickliche Rettung der 2. Internationale aus diesem Zwiespalt 
sind daher Sozialisieriingsprogramme. die revolutionär klingen 
und d;e vollständige Unfähigkeit und Abgeneigtheit zu revolu- 
närem Handeln verschleiern sollen. Direkt komisch wirkt es] 
wenn ein sozialdemokratisches Organ, die Wiener Arbeiter­
zeitung. selbst davor warnt, die radikalen Reden auf dem eng­
lischen Parteitag ernst zu nehmen, wie es in der Nr. vom 11. 10:
32 geschieht: ..... Dennoch muß man die Arbeiter außerhalb
Englands davor warnen, aus den revolutionären Reden des 
Parteitags anderes und mehr lierauszulesen. als sie wirklich be­
deuten. . . In England . . . bedeutet der Gebrauch dieser Mei­
nungsfreiheit zu radikalen Aeußerungen und Beschlüssen noch 
keinen unmittelbaren Umsturz.“

Aber nichts kann die Rolle der Sozialdemokratie besser 
beleuchten als die auf das Straßenpflaster gemalten Worte, die 
die Delegierten des englischen Parteitags zu lesen bekamen, als 
sie nach Schluß ihrer Tagung auf die Straße traten:

„D ie  Arbeitslosen gratulieren den Delegierten zu ihrem 
Ruck nach links!“

Diese Worte enthalten das endgültige Urteil über die Sozial­
demokratie und ihre Politik. Die Arbeitslosen, deren Hunger­
märsche die Polizei mit Gummiknüppel- und Panzerwagen^ 
Angrffen beantwortet, haben nichts mehr zu tun mit den Partei­
delegierten. die darüber beraten, ob nur die Bank von England 
oder auch die anderen Banken sozialisiert werden sollen, wenn 
die Bourgeoisie sie das nächste Mal an die Regierung läßt! 
Die Arbeitslosen gratulieren — eine Ironie, die schon fast wie 
Mitleid mit soviel Dummheit der Parteibürokratie aussieht! 
Größer kann die Kluft zwischen dem Proletariat und seiner 
„führenden Partei“ kaum noch werden. Daß die sozialdemo­
kratischen Parteien — abgesehen von der englischen, die ia 
sehr starke Verluste .hatte — den größten Teil ihrer Anhänger 
bis heute noch halten konnten, liegt nicht zum wenigsen au dem 
vollständigen Versagen der dritten Internationale. Die Gebun­
denheit der 3. Internationale an Rußland, die daraus folgende 
Ideologie, daß das. was heute in Rußland geschieht, die Dikta­
tur des Proletariats und der Uebergang zum Sozialismus sei. 
liefert der Sozialdemokratie Argumente fiir ihre Theorie von 
der Demokratie, di». zwar von unserem rätekommunistischen 
Standpunkt klar zu widerlegen sind, aber auf die Arbeiter­
massen, in den sozialdemokratischen Parteien eine ungeheure 
Wirkung ausüben, weil sie glauben, zwischen einer Diktatur 
wie der in Rußland und der Demokratie der Sozialdemokraten 
entscheiden zu müssen.

Erst wenn das Proletariat den W'eg des selbständigen, re­
volutionären Handelns findet, wird die Ideologie der zweiten 
wie dio der dritten Internationale zu völliger Bedeutungslosig­
keit hinabsinken.

Notiz der Woche
Erwerbslosenunnihen in Belfast

In der vorigen Woche kam es in Belfast (Nordirland) zu 
schweren tagelangen Zusammenstößen zwischen Erwerbslosen 
und Polizisten. Am Mittwoch voriger Woche wurden rund 3000 
Polizisten, ein Regiment Infanterie und Panzerautos eingesetzt, 
denen es aber nicht gelang die Erwerbslosen niederzuschlagen. 
Am 12. Oktober tagte eine Betriebsdelegiertenkon'erenz, die 
von den Gewerkschaften die Ausrufung des Generalstreiks zu­
gunsten der Erwerbslosen forderte. Die Gewerkschaften sabo­
tierten wie gewöhnlich. Vertretern der Labour-Party gelang 
es in Verhandlungen mit Regierungsvertretern Zusagen für eine 
Unterstützungserhöhung zu erzielen. Die Zusagen kamen unter 
dem Massendruck der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen zu­
stande. Bei den Kämpfen selbst wurden mehrere Arbeiter ge­
tötet und schwer verletzt. Hunderte wurden verhaftet.

•

Tränengas gegen Streikende
Im Streikgebiet von Taylorville in Illinios (USA) kam es 

ebenfalls zu schweren Zusammenstößen mit der Polizei, die 
gegen die Streikenden nebst Frauen und Kindern mit I ranen- 
gas- und Rauchbomben vorging. 59 Streiker wurden verhaftet.

•
Hungerunnihen im Ruhrgebiet

Wegen der N.chtauszahlung der Wohlfahrtsunterstützung 
kam es in Wattenscheid zum Sturm auf das Rathaus und zu 
Zusammenstößen mit der Polizei.

•

Heim gefunden!
Die „Obrana Scobody“, das Organ der tschechoslowa­

kischen KPO. meldet aus Kladno durch einen Aufruf die V er-
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einigung der tschechischen KPO mit der Sozialdemokratie. In 
Deutschland sind ja bekanntlich große Teile der KPO (Brandler) 
zur SAP übergetreten.

Wann werden die übrigen Reste des Brandleris~ us folgen
und dadurch zur reinlichen Scheidung zwischen Sozialdemokra­
tismus und Kommunismus beitragen.

Siegreicher Kampf gegen Lohnabbau in der Berliner 
sowjetrussischen Handelsvertretung

Wie uns von in der Handelsvertretung bekannten Genossen 
mitgeteilt wird, sollte in der Vorwoche bei den Reinemache­
frauen 25 Prozent Lohnabbau und die Entlassung von ein 
Viertel der dort beschäftigten Frauen vorgenomiiien werden. 
Der Betriebsrat Leo Beutling sollte den Frauen in der Betriebs­
versammlung den Lohnabbau schmackhaft machen. Die Ant­
wort der Frauen war ein einmütiger Streikbeschluß. Nun wurde 
von Beutling um Hilfe gerufen und Creutzburg erschien auf 
dem Plan, konnte aber auch nichts ändern. Auf den Hinweis 
Creutzburgs, sie müßten dieses Opfer im Interesse des Fünf- 
jahresplans bringen, der sehr gefährdet sei, reagierten sie eben­
falls nicht. Im (iegcutcil. sie stellten der Handelsvertretung 
eine Stunde Frist, den Lohnabbau und die angekündigten Ent­
lassungen rückgängig zu machen, widrigenfalls sie in den 
Streik treten würden. Das zog, die vorgelegten Reverse 
wurden zurückgenommen, es stellte sich aber in der Zwischen­
zeit heraus, daß fünf oder sechs Frauen — Parteimitglieder 
bereits unterschrieben hatten, faktisch also Streikbrecher ge­
worden wären.

Lohnabbau im Interesse des Fünfiahrssplans, Hungerlöhne 
für dio arbeitenden Massen, Litwinow diniert mit Papen an 
einem Tisch, und in Leningrad will man für sechs Millionen 
Rubel ein 1411 Meter hohes Lenin-Denkmal bauen. Und d a s  
alles nennt sich

Aufbau des Sozialismus!
W e r  l a c h t  d a ? ? !

Kriegsopferzeit img verboten
Der Verbotsmaschinerie zum Opfer gefallen ist auch die 

Monatszeitung des Allgemeinen Verbandes der Kriegs- und 
Arbeitsopfer Deutschlands. Sechs Monate Verbot werden als 
erforderlich angesehen, um das Eintreten fiir dic wohlerwor­
benen Rechte der Kriegs- und Arbeitsopfer und das Aufzeigen 
der Gefahr eines neuen Völkermordens zu sühnen.

Betriebsversammlung verboten
Eine am Dienstag, den IN. Oktober 1932 tagende Betriebs­

versammlung der Berliner Bühnenarbeiter, die sich mit der 
Lohnbewegung an den Berliner Bühnen beschäftigen sollte«, ist 
von der Berliner Polizei wegen „Gefährdung der öffentlichen

Sicherheit“ und Verstoß gegen die Notverordnung verboten 
worden.

Ein Zeichen der Zeit, selbst Betriebsversammlungen wer­
den verboten. Hoffentlich wird bald das Luftholen durch Not­
verordnung verboten, dann herrscht wirklich Kirchhofsruhe in 
Deutschland.

D ie  S t r e i k w e l l e
Wir haben in der letzten Nummer des ..Kampfruf" zur 

Streikwelle im Artikel: ..Der Kampf gegen den Hunger“ Stel­
lung genommen. Trotzdem konnten wir nicht alle Kämpfe 
würdigen, die sich in den letzten Wochen abspielten. Wir 
werden also nochmals die Dinge in den Vordergrund rücken, 
die vor allem in die Augen sprangen. —

Ein wesentlicher Kampf war der Hamburger Verkehrs­
arbeiter-Streik. In diesem Kampfe zeigte es sich, daß trotz 
aller radikalen Tiraden. mit denen die Gewerkschaften in die­
sem Kampfe eingriffen, durch ihren Kollegen, der augen­
blicklich den Polizeigewaltigen spielt, die technische Not­
hilfe auf der Walddörfer-Bahn eingesetzt wurde. Trotzdem die 
Streikfront eine geschlossene war, kapitulierte die Gewerk­
schaftsbürokratie vor dern Schiedsspruch, den der von Papen 
eingesetzte Schlichter fällte

Gerade der H a m b u r g e r  V e r k e h r s a r b e i t e r -  
S t r e i k  ist ein Beweis mehr in der Geschichte der Gewerk­
schaftsbewegung. daß sich dic Arbeiter auf ihre ..Kampforgani­
sationen" samt ihrer Berufsbürokratie nicht verlassen dürfen 
und nur auf ihre Klassenkraft vertrauen können.

Die Streikwelle ging weiter durch ganz Deutschland. So 
streikten in Dresden die Arbeiter der Gardinenfabrik Dolritz. 
Im Hille-Werk. Dresden-Reik, sollte am 5. 10. der Lohnabbau 
durchgcführt und die 40 Stundenwoche und 50 Proz. Lohn­
abbau fiir dic 31. bis 40. Stunde eingeführt werden. Nachdem 
alle Verhandlungen scheiterten, wurde der Streik mit 448 gegen
6 Stimmen beschlossen. Nach Rücksprache der Betriebsleitung 
mit der Direktion in Görlitz wurde der Lohnabbau nicht durch- 
gcfiihrt und man ließ die 40 Stundenwochc fallen.

In Leipzig sind dic Buchbinder und graphischen Arbeiter in 
Bewegung. Ebenso die graphischen Hilfsarbeiter in Berlin.

Auch in der Provinz Brandenburg stehen in verschiedenen 
Orten und den verschiedensten Betrieben die Arbeiter im Ab­
wehrkampf gegen die Papen-Notverordnung. So in Spremberg; 
wo die Arbeiter von 2 Textilfabriken 1 Tag streikten.

Außerdem in Forst N.-L., wo in den letzten Wochen 5 Be­
triebe bestreikt wurden. In den einzelnen Betrieben in Forst 
werden miserable Löhne gezahlt. Die Lohndifferenz bewegt 
sich zwischen 5—12 Mark.

In Kottbus s tre ik te n  dio Arbeiter d e r  Buchdruckcrei Fnko 
g e g e n  Lohnabbau. Hier v/ar  zu v e rz e ic h n e n , daß d ie  Polir/.ei 
gegen d ie  Sammlungen der IAH c in s c h r it t .  Fin Genosse d e r  
IAH, d e r ein IAlf-Flugblatt U n te rz e ic h n e te , in dem  d ic  bc-

Genossen, sammelt 
für den Pressefonds

J U f o  d m  S k z h k e n  d e t  % x i a n
Ostsachsen
Bericht aus Dresden

Am II. Septeniuci 1932 tagte im „Bürgerhaus" Dresden 
eine Konferenz der Antifaschistischen Aktion.

Die ..Arbeiterstimme", das Organ der KPD fiir Ostsachsen, 
bringt eine vollständig falsche Darstellung der Konferenz, der 
wir folgenden Bericht entgegensetzen.

Es waren auf der Konferenz vertreten: Arbeiter aus ver­
schiedenen Organisationen, Delegierte aus Betrieben und Stem­
pelstellen. Alle Arbeiter waren sichtlich mit dem Bestreben 
gekommen, die Einheitsfront zum Kampf gegen Faschismus und 
das kapitalistische System zu schaffen. Aber wie wir es schon 
so oft auf derartigen Konferenzen erlebten, tat die KPI »-Büro­
kratie alles, um die Einigung der Arbeiter über die Köpfe der 
KPD-Fiihrer hinweg zu verhindern. Es wurde dabei zu den 
erbärmlichsten Mitteln gegriffen. So trug sich folgender Vorfall 
zu: Als der Delegierte der Antifa aus Zschachwitz sich in der 
Diskussion zum Wort meldete, beantragte ein Versammlungs­
teilnehmer. dem betreffenden Delegierten das Wort zu ent­
ziehen, weil er («cider unterschlagen habe: und obwohl der 
zweite Delegierte aus Zschachwitz diese Behauptung als Ver­
leumdung seines Genossen zurück wies und bekundete, daß cr 
selbst wie sein Genosse von allen Antifa-Mitgliedern des Ortes 
Zschachwitz zu Delegierten gewählt seien, wurde von der Ver- 
sammluugsleituiig dem betreffenden Delegierten nicht das Wort 
erteilt und seinem Genossen, der ihn verteidigte, das Wort ent­
zogen.

Im Verlauf der Versammlung ging man sogar soweit, allen 
den Arbeitcrdelcgierteii das Mandat zu entziehen, die nicht 
einer Organisation, die der KPD untersteht, angehörten.

Die S.IV-Delegation gab daraufhin eine Protesterklärung ab. 
die in dem Pressebericht der KPD einfach unterschlagen wurde 
und die wir deshalb hier wiedergeben:

Die Delegierten des SJV als Delegierte von mehr als 
600 Dresdener Jungarbeitern protestieren gegen das Vor­
gehen der Konferenz-Leitung, die durch Beschluß der Mit­
glieder erfolgte Delegation (in der Annahme gleichberech­
tigter Teilnahme) zu Gastdelegierte degradierte.

Durch diese Maßnahmen, die nur die Delegation des 
SJV  trifft, kommt offen zum Ausdruck, daß die Vertretung 
anderer als von der KPD anerkannten Organisationen nicht 
erwünscht ist. Die Leitung sabotiert dadurch bewußt die 
Verbreitung der antifaschistischen Aktionsbasis.

Die Delegierten des SJV. 
Ein Redner der KAU, der unsere Prinzipien und unsere 

Stellung zur gegenwärtigen Situation darlegte, wurde von dem 
größten Teil der Versammlung mit aufmerksamem Interesse 
angehört. Fr wies besonders darauf hin. daß eine wirkliche 
„antifaschistische Aktion" eine selbständige, revolutionäre Ak­
tion des Proletariats sein muß und nicht „von oben” organisiert 
werden kann. Der KAU-Redner konnte trotz Störungsver­
suchen durch Zwischenrufe zu Ende reden, weil dies aus der 
Versammlung heraus gefordert wurde.

Sammlung, daß die „betriebsfremden Elemente“ den Saal zu 
verlassen haben. Die Belegschaft beschloß anders! Nun setzte 
d t  Terror derjenigen Leute ein, die jeden Satz, den sie schrei­
ben. mit den 3 Pfeilen, dem sog. „Sinnbild der Freiheit" 
schmücken.

Eine ungeheure Geschäftsordnungsdebatte ergab sich, 
trotzdem der Sprecher der Delegation in ruhiger und sachlicher 
Weise den Beweggrund zum Erscheinen darlegte, wurden sie 
veranlaßt, da die Erwerbslosen es nicht nötig haben wie die 
Bettler vor der I iir zu stehen, den Saal zu verlassen.

Au diesem Beispiel ist zu ersehen, daß sich die Arbeiter 
befleißigen müssen, um zur wirklichen Einheftsfront zu kommen, 
erst sich gegenseitig anzuhören! Sie dürfen sich dabei nicht 
von irgend welchem Berufsdünkel leiten lassen. Sogar ein 
Berufskollege, der von dem Einheitsausschuß eines anderen 
üraucieibeliiebes entsandt war, wurde aus de:'. Saal gewiesen, 
ohne anzuhören, was cr überhaupt wollte.

Wir aber sagen hier den Arbeitern von Engelhardt: Wacht 
endlich auf und erkennt, wo die wahren Spalter der Arbeiter­
klasse sitzen: In den Berufsorganisationen!

Bücherangebot
Büchernugehot

Ueber den Bezirks-Arbeits-Ausschuß Ostsachsen ist letzt­
malig Gelegenheit geboten, sich mit gutem, billigem Broschüren­
material zu versehen — insbesondere zum propagandistischem 
W eitervertrieb. Nur deshalb diese billigen Bezugspreise. Be­
stellungen von mindestens 2.— Mark portofrei. Diese müssen 
baldigst getätigt werden, da wir diese letzten Bestände fiir 
Ostsachsen zu verwenden beabsichtigen und sic deshalb bal d  
vergriffen sein dürften. Fs handelt sich um Restbestände fol­
gender Titel:
('rundfragen der Erziehung (von Rühle) . 10 Stück 1,— RM. 
Am ändern l'for (Blätter fiir soz. Erziehung) Heft I 5 0,40 RM. 
Das proletarische Kind (Monatsblätter iiir proletarische

Erziehung)...................... 12 laufende Hefte 0.50 RM.
Selbstbewußtsein und Klassenbewußtsein (I5seitig)

100 Stück 2 , -  RM. 
Von der bürgerlichen zur proletarischen Resolution

(76s t i g ) ..........................  16 Stück I, RM-
Bestellung und Bezahlung an: Werner Hollmann. Dresden 

A 16. Dürerstraße ïio IV.

Berlin-Brandenburg
Aus der Praxis der Einheitsfront-Bewegung!

Ausgehend von der Erkenntnis, daß ein gemeinsames Man­
deln der Betriebsarbeiter und Erwerbslosen notwendig ist. 
wählten die Erwerbslosen des Nachweises Pankow. Hadlichstr. 
in einer Erwerbslosen-Versammlung, die im Monat September 
stattfand, eine Delegation, die mit einzelnen Betrieben in Ver­
bindung treten sollte, um über die Abwehrmaßnahmen zu be­
raten.

In einer Betriebsversammlung der Brauerei Engelhardt
sollte am 4. 10. 32 nachmittags diese Theorie iu die Praxis um­
gesetzt werden. Die Versammlung war gut besucht. Aber es 
scheint, als wenn es den Arbeitern bei Engeihardt, Pankow, 
noch sehr, sehr gut geht, denn man beantragte in dieser Ver-

Öffentliche Quittung
Sammelliste Nr. 36 (Betrieb Klausner) . RM . 4.35 
Sammelliste Nr. 27 (Dr. Seile &  Eisler) . R M . 8.10 
Sammelliste Nr. 47 (Stettiner) . . . .  RM . 7.58 
Sonstige später eingelaufene Sammellisten

zusammen RM . 18.80 
Sa. RM . 38.83 

Bisher veröffentlicht im ..Kommunistischen
Arbeiter“ ....................................RM. 9135

plus RM . 38.83 
Gesamtsumme R M . 130.18 

Revolutionäre Unterstützungs-Kommission Perlin

Achtung! Ortsgruppen!
Betrifit: Antiwahlflugblatt

Der Artikel „Vorwärts zum Massenkampf!“ erscheint als 
Flugblatt und ist zum Preise von RM. 3.— pro Tausend durch 
die Expedition des „Kampfruf“  zu beziehen. Bestellungen 
müssen sofort auf gegeben werden!

streikte Firma angegriffen wurde, ist zu 1500 Mark Geldst 
verknackt worden.

In Berlin streikten eine ganze Reihe kleinerer und gröBf 
rer Betriebe. Auch die Arbeiter der Berliner Hafen-Anlage 
streikten. Anfang des Monats streikten die Möbeltranspoi 
arbeiter.

Auch unter den Arbeitern und Angestellten der Berlin* 
Verkehrsgesellschaft gärt es. hi der Herrenwäschefabrik 
Borchert. Pappelallee 78-79. streikten 400 Frauen. Hier s 
auf Grund der Notverordnung ein Lohnabbau von 8 Prozent 
bei Arbeiten am Fließband von 5 Prozent vorgenommen wc 
den, da der Unternehmer 116 Neueinstellungen vorgenomm 
hat. erhält er schon ein ..Papengeschenk“ von 11600 Mark \it 
teljährheh. Durch den Lolmabbau will er wöchentlich no 
240 Mark „zuverdienen".

In der Abstimmung wurde die Forderung der Firma ge«
4 Stimmen abgelehnt. Darauf erschien der bekannte ..Anse 
am schwarzen Brett“, in dem die Firma einen Lohnabbau
12.5 Proz. festsetzte. Die Arbeiterinnen traten darauf in pav 
Resistenz. Als die Firma kategorisch die Wiederaufnahme \ 
langte, traten 400 Frauen in den Streik.

Bei allen diesen Vorgängen fehlen auch nicht die säe, 
sehen Textilarbeiter. Während die Arbeiter instinktiv begreife 
daß. wenn sie weiter leben wollen, sie kämpfen müssen, -e 
die Bourgeoisie dazu über, ihre Gegenmaßnahmen zu ergre 

Schon in der letzten Woche wurde im Reichsarheitsiuii 
sterium darüber verhandelt, den Paragraphen der Arbeitslose 
Versicherung aufzuheben, der den Arbeitslosen das Recht z 
sicherte, bei bestreikten Betrieben die Aufnahme der durch d 
Arbeitsämter zugewiesenen Streikarbeit zu verweigern.

Auch H e r r  von P a p e n  hat es als ein Verbrechen 
gesehen, wenn die Arbeiter d'e Auswirkungen seiner sch- 
Notverordnungen mit Kampf beantworten.

Eine wesentliche Rolle hierbei spielt die Phrase 
Friedenspflicht der Gewerkschaften. Man erklärt heute ds 
Arbeitern, daß auch die Durchbrechung der „schönen Tarifv 
träge“ . auf Grund von der Regierung erlassener Notveron 
iiungen, mit zu den Verbindlichkeiten des Tarifvertrages « 
hören. Und daß aus diesem (irunde dio Arbeiter und ihre g 
werkschaftliehen Organisationen dio Friedenspilicht einzuhalti 
hätten. Und über diese Kniffe und Pfiffe der Kapitalisten L 
die Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsbürokratie v 
Prof. Sinzheimer feststellen, ob diese Vorgänge noch iu dt 
Rahmen des bürgerlichen Rechts passen.

Mit Jer Erklärung der Regierung ist den Unternehme; 
Tor und Tür zum Lohnabbau, auch während der Dauer ei; 
sogenannten Tarifvertrages geöffnet worden. Und die Arbeit 
erhalten heute mit aller Deutlichkeit ein gepaukt, daß es zw« 
los war. sich die ganzen Jahre um die Tarifsvertragspnlt 
lierumzubalgen. Auf der anderen Seite aber wird den Arbe t. 
mit Hilfe dieser Erklärung die Gegenmaßnahme des Stre 
gesetzlich verboten.

Inwieweit die Gewerkschaften die „Friedenspflicht“ e 
halten, geht aus einem Ausspruch hervor, den der Gew 
schaftssekretär Fabian unseren Genossen vor dem Bet 
Piirschel u. Co. in Forst machte: dieser lautete: „Die (>c\\e  
schaften können nichts mehr machen, das müßt ihr se 
machen. Wir können euch nicht helfen, da wir auf Grund 
Notverordnungen regreßpflichtig gemacht werden.“

An diesem Beispiel können die Arbeiter die Rolle ihr 
gewerkschaftlichen Organisationen deutlich erkennen. Wäli 
man auf der einen Seite dic kleinen Kleckerkämpfe ii 
„s t a r k e n FI ä n d e“ n i rn m t , und sie „führt“, wiirgt mai 
ausschlaggebenden Kämpfe in größeren Betrieben ab und 
dann die Arbeiter im Stich, verschanzt sich hintei „Friede 
P f l i c h t “ ,  Tariftreue und Regreßpflichtigkeit.

An allen diesen Vorgängen können die Arbeiter dic Zw 
spältigkeit der Gewerkschaftsführer erkennen. Auf der eint 
Seite erklären sie der „Regierung der Barone“ den Krieg, a; 
der anderen Seite lassen sie die Arbeiter, die diesen Kam; 
ernsthaft führen wollen, allein stehen, verweigern ihnen di 
finanziell.' und damit auch die moralische Unterstützung, 
nach dem (irundsatzz: ,.M a c h t  e u r e n  K e e s e  a i I e e ni  

Wohl zeigen diese Kämpfe den Willen der Arbeiter, di 
Maßnahmen der Regierung und der Unternehmer zuriLi 
schlagen zu wollen. Wir können den streikenden Arbeiter*’, dt 
einzelnen Betriebe nur erklären: Solange Ihr bei allen Kamp 
maßnahinen im Rahmen der tariflichen Bahnen bleibt, solang 
ihr nicht begreift, daß ihr über den Rahmen der gewerksc 
liehen Kämpfe hinausmüßt, solange wird euer Kampf wie 
Strohfeuer verflackern! Das darf aber unter keinen Umstände 
auf die Dauer geschehen. Es gilt vor allen Dingen, den Gew er<® 
schaften die Führung dieser Kämpfe aus den Händen zu nelj 
men, da sie ja nach ihren eigenen Ausspriichen nicht lielfJ 
können! Arbeiter, ihr seid eine ungeheure Kraft! Besinnt eüJ 
darauf, vertraut nicht mehr den gewerkschaftlichen Seelenui 
Käufern. Ein ungeheurer Betrug wird an euch verübt. Es -I 
den Kampf aufzunchmen gegen dio kapitalistische Gesellschaft 
O rdnung mit ihrer Lohnknechtschaft, mit ihrer Ausbeutung ui 
Ausplünderung der proletarischen Klasse.

jß lZ W t y lc t i
Nazi-Strasser als Tributknecht

Die ,'Vossische Zeitung“ vom 7. Oktober berichtet iibe e 
Interview des amerikanischen Journalisten Kn i c k c r b o c i < (  
mit dem Naziiiihrer S t  r a s s e r .  Strasser unterstrich - 
schon öfters erwähnten Ausführungen H i t l e r s  über die V 
erkenniing der Auslandsschulden durch Jie Nazis. Strasse e 
klärte wörtlich:

..Wir erkennen die Schulden an. Wir erkennen unsei 
Verpflichtung an. sie zurückzuzahlen, obwohl ein gr<>!'•! 
Teil von ihnen zu dem Zweck eingegangen wurde, eir 
politische Schuld zu zahlen, dic wir nicht anerkenne 
Nichtsdestoweniger stellen wir fest auf der Plattform eint 
ehrlichen Geschäftsmannes, der seine Schulden bezahlt 

Die schon lange erkannte Rolle der Nazis wird erneut dur. 
einen Ausspruch eines ihrer Prominenten bestätigt. Knickt 
boeker erklärt mit Recht, daß das Programm der Nazis v.'II: 
zerfetzt sei. Das ist wahrscheinlich auch den Häuptlingen dt 
Nazis allzu -gut bekannt, denn Göring erklärte vor einig« 
lagen prophetisch, daß Papen ihnen \or dem Entscheidung 
kampi noch einmal Gelegenheit gegeben, dio Spreu von deijji 
Weizen zu sondern.

Uns deucht, den Nazis ist vor ihrer ..stürmischen“ Weite: 
entwicklung nach rückwärts bange.

Langjähriges KPD-Mitgtled 
ruft zum W ahlboykott! 
W ahlen  und Revolution 
Gibt es eine Antisowjethont? 
Demokratie oder D iktatur? 
Die Faschisierung der 
Gewerkschaften 
Die Prax is der „Einheitsfront“

ORGAN DEI
0 * r  „ K A M P F R U F "  e rw h e ln t zweimal monatlich und 
h o lte t v ierte ljährlich  1,—  R M , Im »orau* zahlbar auf 
P M U ch e ck  Konto  R ichard  Rad t, Berlin  Hr. 190 SI7

___ , . ..'.ARBEITER-UNION
[(Revolutionäre Betriebs- Onga ms ationen

13. J a h r .  N r .  1 9  N o v e m b e r  1 9 3 2  P r e i s  IO  P f g .

Achtung! Groll-Hamburg Achtung!
Der jetzt in Hamburg auftaucliende Kriegsbeschä­

digte und ehemalige Genosse der K A P D  F r i t z  R a s e  
ist wegen g r o b e n  V  e r t r a u e n s b r u c li und M  i ß 
b r a u c h  d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  S  o 1 i d a r i t ä 
Mitte Oktober 1922 aus Uer Berliner Organisation dei 
K A P  ausgeschlossen worden. KAU Hamburg.
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zum Wählersfreik!
Selbsthandeln lut not!

..Es muß endlich anders werden!“  Das ist heut der 
Ruf von Millionen, der Schrei einer ganzen Klasse.

Der B e t r i e b s a r b e i t e r  rechnet am Lohntag so 
und so: —  Fs langt nicht hin und her. Der Lohn ist durch 
die Notverordnungen so radikal gekürzt. daU er nur noch 
zur Bestreitung des allerdringlichsten Lebensunterhaltes 
reicht. Notwendige Neuanschaffungen der bescheidensten 
Art gestattet der Verdienst nicht mehr.

Der E r w e r b s l o s e  braucht schon gar nicht mehr 
rechnen. F r  ist mit seiner Unterstützung bereits an der 
Grenze der absoluten Bedürfnislosigkeit angelangt. F r 
hat schlechteres Essen als die Polizeihunde, Fleisch ist 
iiir ihn ein seltener Genuß. Die Mictsschulden steigen 
von Monat zu Monat, Exmittierungen sind ein tägliches 
Straßenbild. Jede W oche wächst die Zahl der Ausge­
steuerten und derjenigen, denen durch bürokratische 
Nachprüfung die Unterstützung nochmals gekürzt wird. 
Ungenügende Ernährung, keine Kohlen, keine warme 
Kleidung —  der Arbeitslose sieht mit Grauen dem Winter 
entgegen.

Die proletarische J u g e n d  hat nicht die geringste 
Möglichkeit, ihr Leben zu gestalten. S ie  hat keine Zu- 
kunit in der heutigen Gesellschaftsordnung!

Acht Millionen Erwerbslose, immer neue Lohnsen­
kungen, die Arbeiterjugend geht zugrunde, Absturz 
des gesamten Proletariats in die Barbarei —  das ist 
die deutsche Republik im Herbst 1932!
..Fs muß endlich anders werden.“  Jawohl, so  kann 

es einfach nicht mehr weiter gehen! Aber wie soll es, 
wie k a n n  es anders w erden? Das ist die brennende 
Frage, die heut für die Arbeiterschaft im Vordergrund 
steht.

Und da nun wieder mal W a h l t e r m i n  ist, sind 
die p a r l a m e n t a r i s c h e n  Parteien schnell mit der 
Antwort fertig. Sie rufen jeder für sich im Chor: „W a h l­
tag ist Z a h l t a g .  W äh lt nur Liste Nr. soundso —  und 
es wird besser werden.“

Nun. das P r o l e t a r i a t  hat auf diese W eise schon 
oft ..gezahlt“  . . .  Fs  hat tatsächlich im tiefsten Sinne des 
Wortes —  gezahlt mit unerhörten materiellen Opfern! 
Denn trotz aller W äh lerei ist es seit Jahren immer 
s c h l e c h t e r  geworden. Besonders in diesem Jahre 
kam nach jeder W ah l mindestens eine Verordnung, die 
den breiten Massen neue finanzielle Lasten auferlegte; 
sei es Lohnsenkung, Unterstützungsabbau, Rentenkürzung 
oder Erhöhung der steuerlichen Abgaben. Die Arbeiter­
schaft hat 1932 schon viermal gewählt —  und hat schließ­
lich doch mit einer wiederholten ungeheuren Verschlech­
terung ihrer sozialen Lage „bezahlen“  müssen!

Das liegt gewiß nicht an der „Faulheit“  der gewählten 
Abgeordneten. Anträge zur Verringerung der Massen­
not wurden ja reichlich gestellt, besonders von K P D  und 
SPD . Schuld w ar auch nicht, daß die W ähler eine 
..falsche“  Liste angekreuzt haben. Alle großen parlamen­
tarischen Parteien von Thälmann bis Hitler präsentieren 
ja zur W ah l soviel „Volksforderungen“ , daß eben M il­
lionen auf dem Stimmzettel die „richtige“  Nummer finden 
müssen. Am 31. Ju li ist in den Wahlzellen sicher ne
riesige Menge Bockmist gemacht w orden ,---- aber die
W u r z e l  d e s  I J  e b e 1 s liegt ganz wo anders.

Es ist trotz aller W 'ählerei Immer schlechter gewor­
den, weil das Parlament kein Mittel ist, um die Ver­
elendung aufzuhalten!
Der 12. September hat dafür ja den klassischen B e ­

weis erbracht: An diesem denkwürdigen lage beschloß 
bekanntlich der Reichstag auf Antrag der K PD  die A  u f-  
h e b u n g  der Hungerverordnung vom 4. 9. mit 512 zu

42 Stimmen. W a s  aber taten die Papen-Regicrung und 
Reichspräsident Hindenburg als die höchsten Repräsen­
tanten des „demokratischen Volkswillens“ ?  Sie setzten 
sich einfach mit einem eleganten Herrenreitersprung über 
diesen Parlamentsbeschluß hinweg und die Notverord­
nung wurde brutal durchgeführt! Das „V o lk " hat am 
31. Ju li gewählt und durch den Reichstag seinen Willen 
kundgegeben —  die Regierung aber führte den Willen der 
Kapitalistenklasse durch!

S o  wird es auch n a c h  dem 6. November sein. Die 
Arbeiterschaft wählt —  und die Bourgeoisie handelt, wie 
es ihre kapitalistischen Interessen verlangen! An dieser 
völligen O h n m a c h t  des Parlaments ändert absolut 
nichts der jetzige Kampf um einen neuen Reichstag. Die­
ser kann schließlich durch besseren Kuhhandel die Ent­
lassung Papens bei Hindenburg erzwingen. Damit fällt 
aber noch lange nicht das S  y  s t e m der kapitalistischen 
Hungerdiktatur. Um  d i e s e  Frage jedoch geht es heute 
fiir das Proletariat, und nicht um einen „Regierungs­
wechsel“ .

Die Arbeiterklasse kann sich aus der Barbarei nur 
retten durch den direkten Sturz der Bourgeoisie! 
Und dieses Ziel wird nicht erreicht durch Parlaments- 
beschluß, sondern nur durch revolutionären Macht-

• katnpf!
F s  ist deshalb Jacke wie Hose, ob am 6. November 

der Stimmzettel in die W  a h 1 u r n e oder ins K l o s e t t  
geworfen wird. Solange die Arbeiterschaft wählt, anstatt 
zu handeln, wird es bestimmt nicht anders, sondern dic 
Verelendung geht weiter.

Die vier W ahlen dieses Jahres sagen jedem denken­
den Arbeiter: Stimmzettel sind keine Waffen gegen die 
wirtschaftlichen und politischen Machtmittel des Mono­
polkapitalismus! 

Nur ein Proletariat, das im revolutionären General­
sturm die Bourgeoisie niederwirft und die Betriebe e r­
obert, kann der kapitalistischen Hölle enVinnen und zum 
Sozialismus kommen!

D as Schicksal der gesamten Arbeiterschaft hängt 
heute ab von ihrer selbständigen Klassenaktion gegen den 
Kapitalismus. Die Paro le kann deshalb nur lauten: 

Wählerstreik am 6. November!
Proletarier, rüstet zur Selbstaktion!

Wahlen und Revolution
.— Vierzehn Jahre nach shrem militärischen Zusammenbruch 

stellt die Bourgeoisie auf dem Trümmerfeld einer beispiellosen 
wirtschaftlichen Katastrophe. Die Weltkrise, deren entschei­
dende Ursache das Profitsystem selbst ist, hat alle Ergebnisse 
des kapitalistischen Wiederaufbaus vernichtet. Die gesamte öko­
nomische Basis der bürgerlichen Ordnung ist heute ein wüstes 
C ha os .  Industrie und Landwirtschaft, Handel und Bankwesen 
dts Kapitalismus können ihre Funktion als Elemente des Fort­
schritts der menschlichen Gesellschaft nicht mehr erfüllen. 
Große Teile des Induktionsapparates verrosten buchstäblich, 
während ca. acht Millionen Arbeitskräfte brach liegen. Die 
„Wirtschaftsankurbelung“ hat sich schon jetzt als Fehl­
schlag erwiesen, denn die junkerlichen Autarkie-Experimente 
verringern die industriellen Exportmöglichkeiten um ein 
weiteres.

Die Widersprüche zwischen kapitalistischer Produktion und 
Konsumtion -haben eine unüberbrückbare Kluft geschaffen. Die 
Folge dieses bürgerlichen W i r t s c h a f t s b a n k r o t t s  ist 
eine unerhörte Steigerung des sozialen Elends. Seit Jahr und 
Tag werden den besitzlosen Massen die Kosten der Krise auf­
gebürdet in Gestalt von Lohnraub, Unterstützungsabbau, Neger­
steuer usw. Jetzt versucht die Kapitalistenklasse, ihren Staat 
finanziell weiter zu entlasten durch den Papen-Plan. Aber die 
Wirtschaftspolitik der Regierung beschleunigt nur den Gang der 
Verelendung des Pro etariats in demselben Maße, wie sie den 
Junkern und Industrietürsien neue Extraprofite bringt.

Heute ist offenkundig, daß sich die Arbeiterklasse im Sta­
dium der absoluten Verelendung befindet. Die 1924 erfolgte 
„Stabilisierung“ des Kapitalismus ist in i>hr Gegenteil umge­
schlagen und hat alle reformistischen Prophezeiungen über den 
Haufen geworfen. Sozialdemokratie und Gewerkschaften stehen 
heute vor dem Scherbenhaufen ihrer Realpolitik. Ihre These 
„bürgerliche Demokratie plus kapitalistischer Wiederaufbau 
gleich Aufstieg zum Sozialismus“ ist von der eisernen Ferse 
des Kapitalismus erbarmungslos zertrampelt worden. Es ist aus 
mit der „Eroberung der Macht auf parlamentarischem Wege“ :
— die Kapitulation der Severing-ßraun-Grzesinski am 20. Juli 
hat diesen WaihlvereinsiTraum gründlich zerstört! Es ist vor­
bei mit der „Ueberwindung d^s Kapitalismus durch soziale Re­
formen“ : — die Hur.gerdiktatur der Hindenburg-Papen hat 
diese kleinbürgerliche Idee ebenso brutal zerschmettert!

30 Millionen Hungernde in Deutschland — das Ist der Be­
weis, daß dio im „Kommunistischen Manifest“  als Endresultat 
der kapitalistischen Entwicklung vorausgesagte Barbarei be­
reits begonnen hat! 30 Millionen Hungernde — das ist aber 
auch der unwiderlegbare Beweis, daß sich die Arbeiterklasse 
nur durch die kommunistische Revolution vor dem Untergang 
retten kann!

Mit gewaltigen Schlägen schmiedet heut die Geschichte 
die Tatsache, daß dic soziale Frage des Proletariats nur noch 
mit dem Schwert der sozialen Revolution gelöst werden kann. 
Die Krise ist nicht mit kapitalischen Mitteln zu überwinden, 
weil sie eine Krise des wirtschaftliohen S y s t e m s  der Bour­
geoisie ist. Deshalb müssen aber auch alle reformistischen 
Vorschläge versagen, weil sie im Grunde nur die privatwirt- 
schaftlichen Grundsätze durch das staatskapitalistische Prin­
zip ersetzen wollen. Eine krisenfreie Wirtschaft jedooh ist erst, 
möglich auf dem Fundament einer kommunistischen Produktion 
und Verteilung. Die elementare Voraussetzung dafür ist: die 
Verfügungsgewalt über die P r o d u k t i o n s m i t t e l  in die 
Hände der Arbeiterklasse! Erst wenn den Kapitalisten die 
Fabriken, Banken, Bodenschätze, also die gesamten Produk­
tionsanlagen entrissen sind, kann das Elend der Millionen­
erwerbslosigkeit beseitigt werden. Und wenn da über hinaus 
auch die im Staatsapparat konzentrierte p o l i t i s c h e  M a c h t  
der Bourgeoisie zerschlagen wird, dann kann das Proletariat 
die Epoche seiner Unterdrückung und Ausbeutung beenden.

Daß die Befreiung der Arbeitersohaft vom kapitalistischen 
Joch nur auf revolutionärem Wege möglich ist, bedarf heute, 
,m Stadium der Faschisierung, keiner langen Beweisführung 
mehr. Die Bourgeoisie .wird wie vor ihr in der Geschichte jede 
herrschende Klasse, niemals freiwillig auf inre wirtschaftlichen 
Machtpositionen verzichten. Sie wird — so katastrophal auch 
ihr ökonomischer Bankrott sein mag — niemals freiwillig von 
der politischen Herrschait abtreten. Und sie wird trotz for­
maler Demokratie jedes Parlament, das sozialistische Maß­
nahmen beschließt, zum Teufel jagen, denn Veriassungst ragen 
sind Machtfragen. Nur die soziale Revolution, d. h. der g e ­
w a l t s a m e  U m s t u r z  aller bestehenden Verhältnisse kann 
der Arbeiterklasse die wirtschaftliche und politische Macht brin­
gen. Nicht der bürgerliche Parlamentarismus, sondern der re­
volutionäre Massenkampf ist deshalb der Weg, der zus» K o t*


